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Änderungsantrag 430
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten können gesetzlich 
Datenverarbeitungskategorien festlegen, 
für die die Ausnahmeregelung nach 
Absatz 1 vollständig oder teilweise zur 
Anwendung kommt.

entfällt

Or. en

Begründung

Das Recht auf Zugang der betroffenen Person darf nicht für ganze 
Datenverarbeitungskategorien eingeschränkt werden. Einschränkungen dieses Rechts können 
nur im Einzelfall gerechtfertigt sein.

Änderungsantrag 431
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten können gesetzlich 
Datenverarbeitungskategorien festlegen, 
für die die Ausnahmeregelung nach 
Absatz 1 vollständig oder teilweise zur 
Anwendung kommt.

2. Die Mitgliedstaaten können gesetzlich 
Datenverarbeitungskategorien festlegen, 
für die die Ausnahmeregelung nach 
Absatz 1 vollständig oder teilweise zur 
Anwendung kommt. Diese 
Ausnahmeregelungen sind jedoch nicht 
allgemeingültig, sondern gelten nur unter 
bestimmten Umständen und bei Vorlage 
einer ausführlichen Begründung. Für 
diese individuellen, ausführlichen 
Stellungnahmen ist der für die 
Verarbeitung Verantwortliche zuständig.

Or. en
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Änderungsantrag 432
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Mitgliedstaaten wenden die 
Ausnahmeregelungen gemäß Absatz 1 
und 2 restriktiv an. Das Recht auf Zugang 
wird im Rahmen jeder konkreten 
restriktiven Maßnahme in vollem Umfang 
angewendet. Die Ausnahmeregelungen 
gemäß Absatz 1 sind nicht 
allgemeingültig, sondern sind im 
Einzelfall geltend zu machen, unter 
Vorlage einer ausführlichen Begründung.

Or. en

Änderungsantrag 433
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
der für die Verarbeitung Verantwortliche 
in jedem Einzelfall im Rahmen einer 
individuellen, konkreten und 
ausführlichen Untersuchung feststellt, ob 
eine teilweise oder vollständige 
Einschränkung auf Grundlage von 
Absatz 1 oder 2 gilt.

Or. en
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Änderungsantrag 434
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Für die in den Absätzen 1 und 2 
genannten Fälle legen die Mitgliedstaaten 
fest, dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche die betroffene Person 
schriftlich über die Verweigerung der 
Auskunft und die Gründe hierfür 
beziehungsweise die Einschränkung der 
Auskunft sowie über die Möglichkeit 
unterrichtet, bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerde einzulegen oder den 
Rechtsweg zu beschreiten. Von der 
Angabe der sachlichen oder rechtlichen 
Gründe für die Entscheidung kann 
abgesehen werden, wenn dies einem der in 
Absatz 1 genannten Zwecke zuwiderliefe.

3. Für die in den Absätzen 1 und 2 
genannten Fälle legen die Mitgliedstaaten 
fest, dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche die betroffene Person mit 
unangemessener Verzögerung schriftlich 
über die Verweigerung der Auskunft und 
die Gründe hierfür beziehungsweise die 
Einschränkung der Auskunft sowie über 
die Möglichkeit unterrichtet, bei der 
Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen 
oder den Rechtsweg zu beschreiten. Von 
der Angabe der sachlichen oder rechtlichen 
Gründe für die Entscheidung kann 
abgesehen werden, wenn dies einem der in 
Absatz 1 genannten Zwecke zuwiderliefe.

Or. en

Änderungsantrag 435
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Für die in den Absätzen 1 und 2 
genannten Fälle legen die Mitgliedstaaten 
fest, dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche die betroffene Person 
schriftlich über die Verweigerung der 
Auskunft und die Gründe hierfür 
beziehungsweise die Einschränkung der 
Auskunft sowie über die Möglichkeit 
unterrichtet, bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerde einzulegen oder den 
Rechtsweg zu beschreiten. Von der 
Angabe der sachlichen oder rechtlichen 

3. In den in Absatz 1 genannten Fällen 
legen die Mitgliedstaaten fest, dass der für 
die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Auskunft und die 
Gründe hierfür beziehungsweise die 
Einschränkung der Auskunft sowie über 
die Möglichkeit unterrichtet, bei der 
Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen 
oder den Rechtsweg zu beschreiten. Von 
der Angabe der sachlichen oder rechtlichen 
Gründe für die Entscheidung kann 
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Gründe für die Entscheidung kann 
abgesehen werden, wenn dies einem der in 
Absatz 1 genannten Zwecke zuwiderliefe.

abgesehen werden, wenn dies einem der in 
Absatz 1 genannten Zwecke zuwiderliefe.

Or. en

Änderungsantrag 436
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche die Gründe für die 
Unterlassung der Angabe der sachlichen 
oder rechtlichen Gründe für die 
Entscheidung dokumentiert.

4. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche die Gründe für die 
Einschränkung der Angabe der sachlichen 
oder rechtlichen Gründe für die 
Entscheidung fallweise dokumentiert. 
Diese Information ist den nationalen 
Aufsichtsbehörden im Beschwerdefall 
verfügbar zu machen.

Or. pt

Änderungsantrag 437
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
betroffene Person besonders in den in 
Artikel 13 genannten Fällen das Recht 
hat, die Aufsichtsbehörde um Prüfung der 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung zu 
ersuchen.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
betroffene Person innerhalb der Grenzen 
der Artikel 12 und 13 das Recht hat, die 
Aufsichtsbehörde um Prüfung der 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung zu 
ersuchen.

Or. de
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Änderungsantrag 438
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 14 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
betroffene Person besonders in den in 
Artikel 13 genannten Fällen das Recht hat, 
die Aufsichtsbehörde um Prüfung der 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung zu 
ersuchen.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
betroffene Person besonders in den in 
Artikel 13 genannten Fällen jederzeit das 
Recht hat, die Aufsichtsbehörde um 
Prüfung der Rechtmäßigkeit der 
Verarbeitung zu ersuchen.

Or. en

Änderungsantrag 439
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person über ihr Recht auf 
Befassung der Aufsichtsbehörde gemäß 
Absatz 1 unterrichtet.

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person auf Anfrage über ihr 
Recht auf Befassung der Aufsichtsbehörde 
gemäß Absatz 1 unterrichtet.

Or. de

Änderungsantrag 440
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 14 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Mitgliedstaat legt fest, dass der für 
die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person über ihr Recht auf 

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person über ihr Recht auf 
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Befassung der Aufsichtsbehörde gemäß 
Absatz 1 unterrichtet.

Befassung der Aufsichtsbehörde gemäß 
Absatz 1 unterrichtet.

Or. en

Änderungsantrag 441
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 14 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Nimmt die Aufsichtsbehörde das Recht 
nach Absatz 1 wahr, sollte sie die 
betroffene Person mindestens darüber 
informieren, ob sie alle erforderlichen 
Überprüfungen vorgenommen und was die 
Prüfung der Rechtmäßigkeit der fraglichen 
Verarbeitung erbracht hat.

3. Nimmt die Aufsichtsbehörde das Recht 
nach Absatz 1 wahr, sollte sie die 
betroffene Person mindestens darüber 
informieren, ob sie alle erforderlichen 
Überprüfungen vorgenommen und was die 
Prüfung der Rechtmäßigkeit der fraglichen 
Verarbeitung erbracht hat. Die 
Aufsichtsbehörde hat zudem die 
betroffene Person über die Bedingungen 
ihres Rechts auf Rechtsbehelf zu 
informieren.

Or. en

Änderungsantrag 442
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Änderungsantrag

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Berichtigung von sie betreffenden 
unzutreffenden personenbezogenen Daten 
zu verlangen. Die betroffene Person hat das 
Recht, die Vervollständigung 
unvollständiger personenbezogener Daten, 

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, die 
Berichtigung von sie betreffenden 
unzutreffenden personenbezogenen Daten 
zu verlangen. Die betroffene Person hat das 
Recht, die Vervollständigung 
unvollständiger personenbezogener Daten, 
besonders in Form eines Korrigendums, zu 
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besonders in Form eines Korrigendums, zu 
verlangen.

verlangen.

Or. de

Änderungsantrag 443
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 15 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Berichtigung von sie betreffenden 
unzutreffenden personenbezogenen Daten 
zu verlangen. Die betroffene Person hat das 
Recht, die Vervollständigung 
unvollständiger personenbezogener Daten, 
besonders in Form eines Korrigendums, zu 
verlangen.

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Berichtigung oder Vervollständigung von 
sie betreffenden unzutreffenden oder 
unvollständigen personenbezogenen Daten 
zu verlangen. Die betroffene Person hat das 
Recht, die Berichtigung oder 
Vervollständigung unzutreffender oder 
unvollständiger personenbezogener Daten, 
besonders in Form eines Korrigendums 
oder einer Ergänzung, zu verlangen.

Or. en

Änderungsantrag 444
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 15 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Berichtigung von sie betreffenden 
unzutreffenden personenbezogenen Daten 
zu verlangen. Die betroffene Person hat das 
Recht, die Vervollständigung 

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Berichtigung von sie betreffenden 
unzutreffenden personenbezogenen Daten 
zu verlangen. Die betroffene Person hat das 
Recht, die Vervollständigung 
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unvollständiger personenbezogener Daten, 
besonders in Form eines Korrigendums, zu 
verlangen.

unvollständiger personenbezogener Daten, 
besonders in Form eines Korrigendums, zu 
verlangen. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche kann die 
Berichtigungsaufforderung nicht 
ablehnen, wenn die darin enthaltenen 
Daten sachlich richtig sind.

Or. en

Änderungsantrag 445
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 15 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Wenn ein für die Verarbeitung 
Verantwortlicher die Berichtigung oder 
Vervollständigung von 
personenbezogenen Daten ablehnt, stellen 
die Mitgliedstaaten sicher, dass die 
Beweispflicht im Hinblick auf die 
Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit 
dieser Ablehnung beim für die 
Verarbeitung Verantwortlichen liegt.

Or. en

Änderungsantrag 446
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 15 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Berichtigung und die 
Gründe hierfür sowie über die 

entfällt
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Möglichkeit unterrichtet, bei der 
Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen 
oder den Rechtsweg zu beschreiten.

Or. en

Begründung

Das Recht auf Berichtigung sollte immer gegeben sein. Es ist auch schwer nachvollziehbar, 
welches Interesse die Strafverfolgungsbehörden an der Speicherung unzutreffender Daten 
haben sollten.

Änderungsantrag 447
Nuno Melo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Berichtigung und die 
Gründe hierfür sowie über die Möglichkeit 
unterrichtet, bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerde einzulegen oder den 
Rechtsweg zu beschreiten. 

Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der für 
die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Berichtigung und die 
Gründe hierfür sowie über die Möglichkeit 
unterrichtet, bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerde einzulegen oder den 
Rechtsweg zu beschreiten. 

Or. pt

Änderungsantrag 448
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Berichtigung und die 

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, ob die 
betroffene Person diese Rechte direkt 
gegenüber dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder über die 
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Gründe hierfür sowie über die Möglichkeit 
unterrichtet, bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerde einzulegen oder den 
Rechtsweg zu beschreiten.

zuständige Aufsichtsbehörde geltend 
machen kann.

3. Nimmt die betroffene Person ihre 
Rechte direkt gegenüber dem für die 
Verarbeitung Verantwortlichen wahr und 
lehnt dieser die Berichtigung oder 
Vervollständigung ab, hat er die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Berichtigung und die 
Gründe hierfür sowie über die Möglichkeit 
zu unterrichten, bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerde einzulegen oder den 
Rechtsweg zu beschreiten.

Or. de

Begründung

Den Mitgliedstaaten sollte hier die Ausgestaltung überlassen werden.

Änderungsantrag 449
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Mitgliedstaaten tragen Sorge 
dafür, dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche die Empfänger 
übermittelter Daten über alle 
Berichtigungen nach Absatz 1 in 
Kenntnis setzt.

Or. pt

Änderungsantrag 450
Cornelia Ernst
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 15 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt alle Empfänger, 
denen die Daten mitgeteilt wurden, von 
etwaigen Berichtigungen in Kenntnis, es 
sei denn, dies erweist sich als unmöglich.

Or. en

Änderungsantrag 451
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Löschung von sie betreffenden 
personenbezogenen Daten zu verlangen, 
wenn die Verarbeitung nicht mit den 
Vorschriften zur Umsetzung von Artikel 4 
Buchstaben a bis e sowie von Artikel 7 
und 8 dieser Richtlinie vereinbar ist.

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Löschung von sie betreffenden 
personenbezogenen Daten zu verlangen, 
wenn die Verarbeitung nicht mit den 
Vorschriften zur Umsetzung von Artikel 4 , 
6, 7 und 8 dieser Richtlinie vereinbar ist.

Or. de

Begründung

Änderung erweitert den Anwendungsbereich und stärkt die individuellen Rechte.

Änderungsantrag 452
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Löschung von sie betreffenden 
personenbezogenen Daten zu verlangen, 
wenn die Verarbeitung nicht mit den 
Vorschriften zur Umsetzung von Artikel 4 
Buchstaben a bis e sowie von Artikel 7 und 
8 dieser Richtlinie vereinbar ist.

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Löschung von sie betreffenden 
personenbezogenen Daten und die 
Unterlassung einer Weitergabe dieser 
Daten zu verlangen, wenn die 
Verarbeitung nicht mit den Vorschriften 
zur Umsetzung von Artikel 4 Buchstaben a 
bis e sowie von Artikel 7 und 8 dieser 
Richtlinie vereinbar ist.

Or. en

Änderungsantrag 453
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Löschung von sie betreffenden 
personenbezogenen Daten zu verlangen, 
wenn die Verarbeitung nicht mit den 
Vorschriften zur Umsetzung von Artikel 4 
Buchstaben a bis e sowie von Artikel 7 und 
8 dieser Richtlinie vereinbar ist.

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
betroffene Person das Recht hat, von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen die 
Löschung von sie betreffenden 
personenbezogenen Daten und die 
Unterlassung einer weiteren Verarbeitung 
zu verlangen, wenn die Verarbeitung nicht 
mit den Vorschriften zur Umsetzung von 
Artikel 4 Buchstaben a bis e sowie von 
Artikel 7 und 8 dieser Richtlinie vereinbar 
ist. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche unternimmt alle 
zumutbaren Schritte, einschließlich 
technischer Maßnahmen, um Dritte 
hiervon in Kenntnis zu setzen.

Or. en
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Änderungsantrag 454
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche nimmt die Löschung 
unverzüglich vor.

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, ob die 
betroffene Person diese Rechte direkt 
gegenüber dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder über die 
zuständige Aufsichtsbehörde geltend 
machen kann.
Nimmt die betroffene Person ihre Rechte 
direkt gegenüber dem für die 
Verarbeitung Verantwortlichen wahr und 
lehnt dieser die Berichtigung oder 
Vervollständigung ab, hat er die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Berichtigung und die 
Gründe hierfür sowie über die 
Möglichkeit zu unterrichten, bei der 
Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen 
oder den Rechtsweg zu beschreiten.

Or. de

Änderungsantrag 455
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Amendment

3. Anstatt die personenbezogenen Daten 
zu löschen, markiert der für die 
Verarbeitung Verantwortliche diese, wenn

3. Sind nach den Vorgaben dieser 
Richtlinie personenbezogene Daten zu 
löschen, genügt eine Sperrung der Daten, 
wenn

Or. de
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Änderungsantrag 456
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Anstatt die personenbezogenen Daten zu 
löschen, markiert der für die Verarbeitung 
Verantwortliche diese, wenn

3. Anstatt die personenbezogenen Daten zu 
löschen, markiert der für die Verarbeitung 
Verantwortliche diese und beschränkt 
deren Verarbeitung, wenn

Or. en

Begründung

Die Daten müssen markiert werden, da die Daten weiterhin eingeschränkt verarbeitet werden 
können. In diesen Fällen muss ersichtlich sein, dass den Daten widersprochen wurde.

Änderungsantrag 457
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Anstatt die personenbezogenen Daten zu 
löschen, markiert der für die Verarbeitung 
Verantwortliche diese, wenn

3. Anstatt die personenbezogenen Daten zu 
löschen, markiert der für die Verarbeitung 
Verantwortliche diese und beschränkt so 
weit wie möglich deren Verwendung, 
wenn

Or. en

Änderungsantrag 458
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 – Einleitung
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Anstatt die personenbezogenen Daten zu 
löschen, markiert der für die Verarbeitung 
Verantwortliche diese, wenn

3. Anstatt die personenbezogenen Daten zu 
löschen, beschränkt der für die 
Verarbeitung Verantwortliche deren 
Verarbeitung, wenn

Or. en

Änderungsantrag 459
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Anstatt die personenbezogenen Daten zu 
löschen, markiert der für die Verarbeitung 
Verantwortliche diese, wenn

3. Anstatt die personenbezogenen Daten zu 
löschen, beschränkt der für die 
Verarbeitung Verantwortliche deren 
Verarbeitung in einer Art und Weise, dass 
sie nicht den gewöhnlichen 
Datenzugangs- und 
Verarbeitungsoperationen des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen 
unterliegen und nicht mehr geändert 
werden können, wenn

Or. en

Begründung

Notwendig für die Angleichung an den Entwurf des Berichts über die Datenschutzverordnung.

Änderungsantrag 460
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 – Buchstabe a a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(aa) In diesem Absatz genannte 
personenbezogene Daten dürfen – mit 
Ausnahme der Speicherung – nur 
verarbeitet werden, wenn dies zu 
Beweiszwecken oder zur Wahrung 
grundlegender Interessen der betroffenen 
Person oder einer anderen Person 
erforderlich ist;

Or. en

Änderungsantrag 461
Salvatore Iacolino

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) die personenbezogenen Daten für 
Beweiszwecke weiter aufbewahrt werden 
müssen;

(b) die personenbezogenen Daten für 
Beweiszwecke oder für Zwecke der 
Verhütung oder Aufdeckung von Straftaten 
weiter aufbewahrt werden müssen;

Or. it

Begründung

Das individuelle Interesse hinsichtlich Datenschutz der betroffenen Person wird mit dem 
Interesse des Gemeinwohls zur Gewährleistung der Sicherheit und zum Schutz der legalen 
Wirtschaft in Einklang gebracht.

Änderungsantrag 462
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ba) Unterliegt die Verarbeitung 
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personenbezogener Daten gemäß diesem 
Absatz einer Beschränkung, teilt der für 
die Verarbeitung Verantwortliche der 
betroffenen Person im Voraus mit, dass 
die Beschränkung aufgehoben werden 
soll;

Or. en

Änderungsantrag 463
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) die betroffene Person Einspruch gegen 
die Löschung erhebt und stattdessen deren 
eingeschränkte Nutzung fordert.

(c) eine Löschung die schutzwürdigen 
Interessen der betroffenen Person 
beeinträchtigen würde oder die betroffene 
Person Einspruch gegen die Löschung 
erhebt und stattdessen deren 
eingeschränkte Nutzung fordert.

Or. de

Änderungsantrag 464
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ca) gesetzliche Dokumentations- oder 
Aufbewahrungspflichten einer Löschung 
entgegenstehen; in diesem Fall sind die 
Daten entsprechend der gesetzlichen 
Dokumentations- oder 
Aufbewahrungspflichten zu behandeln;

Or. de
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Änderungsantrag 465
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3 – Buchstabe c b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(cb) soweit sie nur zu Zwecken der 
Datensicherung oder der 
Datenschutzkontrolle gespeichert sind;

Or. de

Änderungsantrag 466
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3 – Buchstabe c c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(cc) die Löschung technisch nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand 
möglich ist, z.B. wegen der besonderen 
Art der Speicherung.

Or. de

Änderungsantrag 467
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Gesperrte Daten dürfen nur für den 
Zweck verwendet werden, für den die 
Löschung unterblieben ist. Sie dürfen 
auch verwendet werden, soweit dies zur 
Behebung einer bestehenden Beweisnot 
unerlässlich ist.
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Or. de

Begründung

Änderung stellt klar, zu welchen Rechtsfolgen eine Sperrung führen soll.

Änderungsantrag 468
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. In Absatz 3 genannte 
personenbezogene Daten dürfen – mit 
Ausnahme der Speicherung – nur 
verarbeitet werden, wenn dies zu 
Beweiszwecken oder zur Wahrung 
grundlegender Interessen der betroffenen 
Person oder einer anderen Person 
erforderlich ist.

Or. en

Änderungsantrag 469
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die in Absatz 3 genannten 
personenbezogenen Daten dürfen nur zu 
Beweiszwecken verarbeitet werden. Die 
Verarbeitung strittiger personenbezogener 
Daten zu Beweiszwecken ist nur unter der 
Bedingung zulässig, dass die Markierung 
bestehen bleibt, so lange die Richtigkeit 
der personenbezogenen Daten strittig ist.

Or. en
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Änderungsantrag 470
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3b. Ist die Verarbeitung 
personenbezogener Daten gemäß Absatz 3 
markiert und beschränkt, muss der für die 
Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person informieren, bevor er 
die Markierung und Beschränkung der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
aufhebt.

Or. en

Änderungsantrag 471
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3b. Unterliegt die Verarbeitung 
personenbezogener Daten gemäß Absatz 3 
einer Beschränkung, teilt der für die 
Verarbeitung Verantwortliche der 
betroffenen Person im Voraus mit, dass 
die Beschränkung aufgehoben werden 
soll.

Or. en

Änderungsantrag 472
Axel Voss
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Löschung oder der 
Markierung der Verarbeitung und die 
Gründe hierfür sowie über die 
Möglichkeit unterrichtet, bei der 
Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen 
oder den Rechtsweg zu beschreiten.

entfällt

Or. de

Änderungsantrag 473
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Löschung oder der 
Markierung der Verarbeitung und die 
Gründe hierfür sowie über die Möglichkeit 
unterrichtet, bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerde einzulegen oder den 
Rechtsweg zu beschreiten.

4. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person schriftlich über die 
Verweigerung der Löschung oder der 
Beschränkung der Verarbeitung und die 
Gründe hierfür sowie über die Möglichkeit 
unterrichtet, bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerde einzulegen oder den 
Rechtsweg zu beschreiten.

Or. en

Änderungsantrag 474
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 4 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die Mitgliedstaaten tragen Sorge 
dafür, dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche die Empfänger 
übermittelter Daten über alle Löschungen 
nach Absatz 1 in Kenntnis setzt.

Or. pt

Änderungsantrag 475
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
der für die Verarbeitung Verantwortliche 
Mechanismen einsetzt, um 
sicherzustellen, dass die Fristen für die 
Löschung personenbezogener Daten 
und/oder die regelmäßige Überprüfung 
der Notwendigkeit ihrer Speicherung 
eingehalten werden.

Or. en

Änderungsantrag 476
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt jeden Empfänger, 
dem die Daten mitgeteilt wurden, von 
einer Löschung oder Markierung in 
Kenntnis.
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Or. en

Änderungsantrag 477
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 4 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4b. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt alle Empfänger, 
denen die Daten mitgeteilt wurden, von 
einer Verarbeitungsbeschränkung oder 
einer Löschung in Kenntnis, es sei denn, 
dies erweist sich als unmöglich.

Or. en

Änderungsantrag 478
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 16a
Rechte gegenüber Empfängern

Der für die Verarbeitung Verantwortliche 
setzt alle Empfänger, denen die Daten 
mitgeteilt wurden, von jeder Berichtigung 
oder Löschung gemäß Artikel 15 und 16 
in Kenntnis, es sei denn, dies erweist sich 
als unmöglich oder ist mit einem 
unverhältnismäßigen Aufwand 
verbunden. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche unterrichtet die 
betroffene Person über diese Dritten.

Or. en
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Begründung

Zur Angleichung an die Bestimmungen der Datenschutzverordnung.

Änderungsantrag 479
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass 
für die Ausübung der in den Artikeln 11 
bis 16 genannten Rechte auf Information, 
Auskunft, Berichtigung, Löschung oder 
Einschränkung der Verarbeitung das 
einzelstaatliche Strafprozessrecht zur 
Anwendung kommt, wenn es um 
personenbezogene Daten in einem 
Gerichtsbeschluss oder einem 
Gerichtsdokument geht, die in 
strafrechtlichen Ermittlungen und in 
Strafverfahren verarbeitet werden.

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass 
die in Artikeln 11 bis 16 vorgesehene 
Information, Auskunft, Berichtigung, 
Löschung oder Sperrung im Einklang mit 
dem einzelstaatlichen Prozessrecht 
erfolgt, wenn es um personenbezogene 
Daten in einem Gerichtsbeschluss oder 
einem Gerichtsdokument geht, das mit 
dem Erlass eines Gerichtsbeschlusses in 
Verbindung steht.

Or. de

Begründung

Artikel sollte auf alle Gerichte ausgeweitet werden und nicht nur Strafprozesse umfassen.

Änderungsantrag 480
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 18 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche durch geeignete Strategien 
und Maßnahmen sicherstellt, dass 

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche durch geeignete Strategien 
und Maßnahmen sicherstellt und für jeden 
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personenbezogene Daten in 
Übereinstimmung mit den nach Maßgabe 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften 
verarbeitet werden.

Verarbeitungsvorgang den Nachweis 
erbringt, dass personenbezogene Daten in 
Übereinstimmung mit den nach Maßgabe 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften 
verarbeitet werden.

Or. en

Änderungsantrag 481
Nathalie Griesbeck

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 18 – Absatz 2 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(da) Ausarbeitung und Implementierung 
spezifischer Garantien für die 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
bei Kindern, sofern sich dies als 
zweckmäßig erweist.

Or. fr

Änderungsantrag 482
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt geeignete 
Mechanismen zur Überprüfung der 
Wirksamkeit der in Absatz 1 genannten 
Maßnahmen ein. Die Überprüfung wird 
von unabhängigen internen oder externen 
Prüfern durchgeführt, wenn dies 
verhältnismäßig ist.

entfällt

Or. de
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Begründung

Artikel 18 Absatz 3 wurde ersatzlos gestrichen, weil ansonsten ein Prüfchaos zu entstehen 
droht. Datenschutzbeauftragter und Aufsichtsbehörde sollten zur Gewährleistung des 
Datenschutzes ausreichen, weitere externe oder interne Prüfer sind nicht erforderlich, 
sondern eher verwirrend.

Änderungsantrag 483
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 19 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung entstehenden 
Kosten technische und organisatorische 
Maßnahmen ergreift und Verfahren 
durchführt, durch die sichergestellt wird, 
dass die Verarbeitung den Anforderungen 
der nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften genügt und die 
Rechte der betroffenen Person gewahrt 
werden.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung entstehenden 
Kosten sowohl zum Zeitpunkt der 
Festlegung der Verarbeitungsmittel als 
auch zum Zeitpunkt der Verarbeitung 
technische und organisatorische 
Maßnahmen ergreift und Verfahren 
durchführt, durch die sichergestellt wird, 
dass die Verarbeitung den Anforderungen 
der nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften genügt und die 
Rechte der betroffenen Person gewahrt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 484
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 19 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
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und der bei der Durchführung 
entstehenden Kosten technische und 
organisatorische Maßnahmen ergreift und 
Verfahren durchführt, durch die 
sichergestellt wird, dass die Verarbeitung 
den Anforderungen der nach Maßgabe 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften 
genügt und die Rechte der betroffenen 
Person gewahrt werden.

sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der 
Verarbeitungsmittel als auch zum 
Zeitpunkt der Verarbeitung technische 
und organisatorische Maßnahmen ergreift 
und Verfahren durchführt, durch die 
sichergestellt wird, dass die Verarbeitung 
den Anforderungen der nach Maßgabe 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften 
genügt und die Rechte der betroffenen 
Person gewahrt werden. Dies umfasst 
sowohl
a) technische Maßnahmen in Verbindung 
mit der technischen Konzeption und 
Architektur des Produkts oder Dienstes 
und
b) organisatorische Maßnahmen in 
Verbindung mit betrieblichen Strategien 
des für die Verarbeitung 
Verantwortlichen.

Or. en

Änderungsantrag 485
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 19 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung entstehenden 
Kosten technische und organisatorische 
Maßnahmen ergreift und Verfahren 
durchführt, durch die sichergestellt wird, 
dass die Verarbeitung den Anforderungen 
der nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften genügt und die 
Rechte der betroffenen Person gewahrt 
werden.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung entstehenden 
Kosten sowohl zum Zeitpunkt der 
Festlegung der Verarbeitungszwecke und 
-mittel als auch zum Zeitpunkt der 
Verarbeitung technische und 
organisatorische Maßnahmen ergreift und 
Verfahren durchführt, durch die 
sichergestellt wird, dass die Verarbeitung 
den Anforderungen der nach Maßgabe 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften 
genügt und die Rechte der betroffenen 
Person gewahrt werden. Hat der für die 
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Verarbeitung Verantwortliche eine 
Datenschutz-Folgenabschätzung 
gemäß Artikel 25a vorgenommen, werden 
die entsprechenden Ergebnisse bei der 
Entwicklung dieser Maßnahmen und 
Verfahren berücksichtigt.

Or. en

Änderungsantrag 486
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 19 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt Mechanismen ein, 
durch die sichergestellt wird, dass 
grundsätzlich nur solche 
personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, die für die Zwecke der 
Verarbeitung benötigt werden.

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt Mechanismen ein, 
durch die sichergestellt wird, dass 
grundsätzlich nur solche 
personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, die für den jeweiligen Zweck der 
Verarbeitung benötigt werden.

Or. en

Änderungsantrag 487
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 19 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt Mechanismen ein, 
durch die sichergestellt wird, dass 
grundsätzlich nur solche 
personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, die für die Zwecke der 
Verarbeitung benötigt werden.

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt Mechanismen ein, 
durch die sichergestellt wird, dass 
grundsätzlich nur solche 
personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, die für die Zwecke der 
Verarbeitung benötigt werden, und dass 
vor allem nicht mehr personenbezogene 
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Daten zusammengetragen oder 
vorgehalten werden als für diese Zwecke 
unbedingt nötig ist und diese Daten auch 
nicht länger als für diese Zwecke 
unbedingt erforderlich gespeichert 
werden. Dies ist, je nachdem, durch die 
Anwendung technischer und/oder 
organisatorischer Maßnahmen 
sicherzustellen. Die Verfahren müssen 
insbesondere sicherstellen, dass 
personenbezogene Daten grundsätzlich 
nicht einer unbestimmten Zahl von 
natürlichen Personen zugänglich 
gemacht werden.

Or. en

Änderungsantrag 488
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 19 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt Mechanismen ein, 
durch die sichergestellt wird, dass 
grundsätzlich nur solche 
personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, die für die Zwecke der 
Verarbeitung benötigt werden.

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt Mechanismen ein, 
durch die sichergestellt wird, dass 
grundsätzlich nur solche 
personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, die für die Zwecke der 
Verarbeitung benötigt werden, und dass 
vor allem nicht mehr personenbezogene 
Daten zusammengetragen oder 
vorgehalten werden als für diese Zwecke 
unbedingt nötig ist und diese Daten auch 
nicht länger als für diese Zwecke 
unbedingt erforderlich gespeichert 
werden. Die Verfahren müssen 
insbesondere sicherstellen, dass 
personenbezogene Daten grundsätzlich 
nicht einer unbestimmten Zahl von 
natürlichen Personen zugänglich 
gemacht werden.
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Or. en

Änderungsantrag 489
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 19 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt Mechanismen ein, 
durch die sichergestellt wird, dass 
grundsätzlich nur solche 
personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, die für die Zwecke der 
Verarbeitung benötigt werden.

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt Mechanismen ein, 
durch die sichergestellt wird, dass 
grundsätzlich nur solche 
personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, die für die Zwecke der 
Verarbeitung benötigt werden, und dass 
sie nicht länger gespeichert werden, als es 
von der zuständigen 
Untersuchungsbehörde als notwendig 
erachtet wird. 

Or. en

Änderungsantrag 490
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 19 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt Mechanismen ein, 
durch die sichergestellt wird, dass nicht 
mehr personenbezogene Daten 
zusammengetragen oder vorgehalten 
werden als für diese Zwecke unbedingt 
nötig ist und diese Daten auch nicht 
länger als für diese Zwecke unbedingt 
erforderlich gespeichert werden. Durch 
diese Mechanismen wird standardmäßig 
ein beschränkter Zugang zu 
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personenbezogenen Daten sichergestellt. 

Or. en

Änderungsantrag 491
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 20 entfällt
Gemeinsam für die Verarbeitung 

Verantwortliche
Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass in 
allen Fällen, in denen ein für die 
Verarbeitung Verantwortlicher die 
Zwecke, die Bedingungen und die Mittel 
der Verarbeitung personenbezogener 
Daten gemeinsam mit anderen Stellen 
und Personen festlegt, diese gemeinsam 
für die Verarbeitung Verantwortlichen 
untereinander vereinbaren müssen, wer 
von ihnen welche der gemäß den nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften zu erfüllenden Aufgaben, 
insbesondere in Bezug auf die Verfahren 
und Mechanismen für die Wahrnehmung 
der Rechte der betroffenen Person, erfüllt.

Or. de

Begründung

Artikel 20 senkt den Datenschutzstandard und wurde daher ersatzlos gestrichen. Ob die 
gemeinsam für eine Verarbeitung Verantwortlichen im Innenverhältnis eine Vereinbarung zur 
Verteilung der Verantwortung treffen, sollte ihnen überlassen bleiben. Im Außenverhältnis 
sollte es zugunsten des Betroffenen bei der gemeinsamen Haftung beider bleiben.

Änderungsantrag 492
Sophia in 't Veld
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 20 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass in 
allen Fällen, in denen ein für die 
Verarbeitung Verantwortlicher die 
Zwecke, die Bedingungen und die Mittel 
der Verarbeitung personenbezogener Daten 
gemeinsam mit anderen Stellen und 
Personen festlegt, diese gemeinsam für die 
Verarbeitung Verantwortlichen 
untereinander vereinbaren müssen, wer von 
ihnen welche der gemäß den nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften zu erfüllenden Aufgaben, 
insbesondere in Bezug auf die Verfahren 
und Mechanismen für die Wahrnehmung 
der Rechte der betroffenen Person, erfüllt.

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass in 
allen Fällen, in denen ein für die 
Verarbeitung Verantwortlicher die 
Zwecke, die Bedingungen und die Mittel 
der Verarbeitung personenbezogener Daten 
gemeinsam mit anderen Stellen und 
Personen festlegt, diese gemeinsam für die 
Verarbeitung Verantwortlichen 
untereinander schriftlich oder im Rahmen 
eines Rechtsakts vereinbaren müssen, wer 
von ihnen welche der gemäß den nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften zu erfüllenden Aufgaben, 
insbesondere in Bezug auf die Verfahren 
und Mechanismen für die Wahrnehmung 
der Rechte der betroffenen Person, erfüllt.

Or. en

Änderungsantrag 493
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass in 
allen Fällen, in denen ein für die 
Verarbeitung Verantwortlicher die 
Zwecke, die Bedingungen und die Mittel 
der Verarbeitung personenbezogener Daten 
gemeinsam mit anderen Stellen und 
Personen festlegt, diese gemeinsam für die 
Verarbeitung Verantwortlichen 
untereinander vereinbaren müssen, wer von 
ihnen welche der gemäß den nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften zu erfüllenden Aufgaben, 
insbesondere in Bezug auf die Verfahren 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass in 
allen Fällen, in denen ein für die 
Verarbeitung Verantwortlicher die 
Zwecke, die Bedingungen und die Mittel 
der Verarbeitung personenbezogener Daten 
gemeinsam mit anderen Stellen und 
Personen festlegt, diese gemeinsam für die 
Verarbeitung Verantwortlichen 
untereinander schriftlich rechtsverbindlich 
vereinbaren müssen, wer von ihnen welche 
der gemäß den nach Maßgabe dieser 
Richtlinie erlassenen Vorschriften zu 
erfüllenden Aufgaben, insbesondere in 
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und Mechanismen für die Wahrnehmung 
der Rechte der betroffenen Person, erfüllt.

Bezug auf die Verfahren und Mechanismen 
für die Wahrnehmung der Rechte der 
betroffenen Person, erfüllt.

Or. pt

Änderungsantrag 494
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 20 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die betroffene Person ihre Rechte in 
Bezug auf und gegenüber jedem der 
gemeinsam für die Verarbeitung 
Verantwortlichen wahrnehmen kann. 

Or. en

Änderungsantrag 495
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei allen an der Verarbeitung von Daten 
beteiligten Verantwortlichen muss es sich 
um eine zuständige Behörde nach 
Artikel 3 handeln.

Or. pt

Änderungsantrag 496
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche für 
alle in seinem Auftrag durchzuführenden 
Verarbeitungsvorgänge einen 
Auftragsverarbeiter auszuwählen hat, der 
hinreichende Garantien dafür bietet, dass 
die betreffenden technischen und 
organisatorischen Maßnahmen und 
Verfahren so durchgeführt werden, dass 
die Verarbeitung im Einklang mit den nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften erfolgt und dass der Schutz 
der Rechte der betroffenen Person 
sichergestellt wird.

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche für 
alle in seinem Auftrag durchzuführenden 
Verarbeitungsvorgänge einen 
Auftragsverarbeiter auszuwählen hat, der 
hinreichende Garantien dafür bietet,

(a) dass die technischen und 
organisatorischen Maßnahmen des Artikels 
27 Absatz 1 durchgeführt werden;

(b) dass die Verarbeitung auch sonst im 
Einklang mit den nach Maßgabe dieser 
Richtlinie erlassenen Vorschriften erfolgt 
und der Schutz der Rechte der betroffenen 
Person sichergestellt wird;
(c) dass er die Weisungen des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen beachtet.

Or. de

Begründung

Die in diesem Artikel vorgenommene Überarbeitung ist angelehnt am Rahmenbeschluss 
2008/977/JI von dem abzuweichen kein Grund ersichtlich ist.

Änderungsantrag 497
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 21 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
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für die Verarbeitung Verantwortliche für 
alle in seinem Auftrag durchzuführenden 
Verarbeitungsvorgänge einen 
Auftragsverarbeiter auszuwählen hat, der 
hinreichende Garantien dafür bietet, dass 
die betreffenden technischen und 
organisatorischen Maßnahmen und 
Verfahren so durchgeführt werden, dass 
die Verarbeitung im Einklang mit den nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften erfolgt und dass der Schutz 
der Rechte der betroffenen Person 
sichergestellt wird.

für die Verarbeitung Verantwortliche für 
alle in seinem Auftrag durchzuführenden 
Verarbeitungsvorgänge einen 
Auftragsverarbeiter auszuwählen hat, der 
hinreichende Garantien dafür bietet, dass 
die betreffenden technischen und 
organisatorischen Maßnahmen und 
Verfahren so durchgeführt werden, dass 
die Verarbeitung im Einklang mit den nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften erfolgt und dass der Schutz 
der Rechte der betroffenen Person 
sichergestellt wird, vor allem in Bezug auf 
die technischen Sicherheitsvorkehrungen 
und organisatorischen Maßnahmen, die 
die durchzuführende Verarbeitung 
bestimmen, und dass die Vereinbarkeit 
mit diesen Vorkehrungen und 
Maßnahmen sichergestellt wird.

Or. en

Begründung

Angleichung an die Datenschutz-Grundverordnung.

Änderungsantrag 498
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche für 
alle in seinem Auftrag durchzuführenden 
Verarbeitungsvorgänge einen 
Auftragsverarbeiter auszuwählen hat, der 
hinreichende Garantien dafür bietet, dass 
die betreffenden technischen und 
organisatorischen Maßnahmen und 
Verfahren so durchgeführt werden, dass 
die Verarbeitung im Einklang mit den nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche für 
alle in seinem Auftrag durchzuführenden 
Verarbeitungsvorgänge einen 
Auftragsverarbeiter auszuwählen hat, der 
hinreichende Garantien dafür bietet, dass 
die betreffenden technischen und 
organisatorischen Maßnahmen und 
Verfahren so durchgeführt werden, dass 
die Verarbeitung im Einklang mit den nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 



PE506.128v02-00 38/146 AM\929834DE.doc

DE

Vorschriften erfolgt und dass der Schutz 
der Rechte der betroffenen Person 
sichergestellt wird.

Vorschriften erfolgt und dass der Schutz 
der Rechte der betroffenen Person 
sichergestellt wird. Der für die 
Verarbeitung Verantwortliche trägt für 
die Erfüllung dieser Vorgaben Sorge.

Or. pt

Änderungsantrag 499
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
Durchführung einer Verarbeitung durch 
einen Auftragsverarbeiter auf der 
Grundlage eines Rechtsakts zu erfolgen 
hat, durch den der Auftragsverarbeiter an 
den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen gebunden ist und in 
dem vor allem vorgesehen ist, dass der 
Auftragsverarbeiter, insbesondere in 
Fällen, in denen eine Übermittlung der 
personenbezogenen Daten nicht zulässig 
ist, nur auf Weisung des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen handelt.

2. Die Durchführung einer Verarbeitung 
durch einen Auftragsverarbeiter hat auf der 
Grundlage eines Rechtsakts oder eines 
schriftlichen Vertrages zu erfolgen, in 
dem vorgesehen ist, dass der 
Auftragsverarbeiter nur auf Weisung des 
für die Verarbeitung Verantwortlichen 
handelt.

Or. de

Begründung

Die in diesem Artikel vorgenommene Überarbeitung ist angelehnt am Rahmenbeschluss 
2008/977/JI von dem abzuweichen kein Grund ersichtlich ist.

Änderungsantrag 500
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 21 – Absatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
Durchführung einer Verarbeitung durch 
einen Auftragsverarbeiter auf der 
Grundlage eines Rechtsakts zu erfolgen 
hat, durch den der Auftragsverarbeiter an 
den für die Verarbeitung Verantwortlichen 
gebunden ist und in dem vor allem 
vorgesehen ist, dass der 
Auftragsverarbeiter, insbesondere in 
Fällen, in denen eine Übermittlung der 
personenbezogenen Daten nicht zulässig 
ist, nur auf Weisung des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen handelt.

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
Durchführung einer Verarbeitung durch 
einen Auftragsverarbeiter auf der 
Grundlage eines Rechtsakts zu erfolgen 
hat, durch den der Auftragsverarbeiter an 
den für die Verarbeitung Verantwortlichen 
gebunden ist und in dem vor allem 
vorgesehen ist, dass der 
Auftragsverarbeiter

(a) nur auf Weisung der für die 
Verarbeitung Verantwortlichen handelt;

(b) nur Mitarbeiter beschäftigt, die ihre 
Zustimmung zu einer 
Vertraulichkeitsverpflichtung gegeben 
haben oder die gesetzlich zur 
Vertraulichkeit verpflichtet sind;
(c) alle in Artikel 28 genannten 
erforderlichen Maßnahmen ergreift;
(d) einen anderen Auftragsverarbeiter nur 
mit Erlaubnis des für die Verarbeitung 
Verantwortlichen hinzuzieht und den für 
die Verarbeitung Verantwortlichen von 
dem Vorhaben, einen anderen 
Auftragsverarbeiter hinzuzuziehen, 
rechtzeitig in Kenntnis setzt, um es dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen zu 
ermöglichen, Widerspruch zu erheben;
(e) soweit es verarbeitungsbedingt 
möglich ist, in Absprache mit dem für die 
Verarbeitung Verantwortlichen die 
notwendigen technischen und 
organisatorischen Voraussetzungen dafür 
schafft, dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche seine Pflicht erfüllen 
kann, Anträgen auf Wahrnehmung der in 
Kapitel III genannten Rechte der 
betroffenen Person nachzukommen;
(f) den für die Verarbeitung 
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Verantwortlichen bei der Einhaltung der 
in den Artikeln 28 bis 32 genannten 
Pflichten unterstützt;
(g) nach Abschluss der Verarbeitung dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen 
sämtliche Ergebnisse aushändigt und die 
personenbezogenen Daten auf keine 
andere Weise weiterverarbeitet;
(h) dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen und der 
Aufsichtsbehörde alle erforderlichen 
Informationen für die Überprüfung der 
Einhaltung der in diesem Artikel 
niedergelegten Pflichten zur Verfügung 
stellt;
(i) den Grundsatz des Datenschutzes 
durch Technik und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen 
berücksichtigt.

Or. en

Änderungsantrag 501
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 21 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
Durchführung einer Verarbeitung durch 
einen Auftragsverarbeiter auf der 
Grundlage eines Rechtsakts zu erfolgen 
hat, durch den der Auftragsverarbeiter an 
den für die Verarbeitung Verantwortlichen 
gebunden ist und in dem vor allem 
vorgesehen ist, dass der 
Auftragsverarbeiter, insbesondere in 
Fällen, in denen eine Übermittlung der 
personenbezogenen Daten nicht zulässig 
ist, nur auf Weisung des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen handelt.

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
Durchführung einer Verarbeitung durch 
einen Auftragsverarbeiter auf der 
Grundlage eines Rechtsakts zu erfolgen 
hat, durch den der Auftragsverarbeiter an 
den für die Verarbeitung Verantwortlichen 
gebunden ist. In diesen Rechtsakten ist vor 
allem vorzusehen, dass der 
Auftragsverarbeiter
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(a) nur auf Weisung des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen handelt;
(b) nur Mitarbeiter beschäftigt, die 
gesetzlich zur Vertraulichkeit verpflichtet 
sind;
(c) alle erforderlichen Maßnahmen 
unternimmt, damit die Bestimmungen 
gemäß Artikel 27 erfüllt sind;
d) einen weiteren Auftragsverarbeiter nur 
mit vorheriger Zustimmung des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen 
hinzuzieht;
e) soweit es verarbeitungsbedingt möglich 
ist, in Absprache mit dem für die 
Verarbeitung Verantwortlichen die 
notwendigen technischen und 
organisatorischen Voraussetzungen dafür 
schafft, dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche seine Pflicht erfüllen 
kann, Anträgen auf Wahrnehmung der in 
Kapitel III genannten Rechte der 
betroffenen Person nachzukommen;
f) den Auftragsverarbeiter bei der 
Einhaltung der in den Artikeln 27 bis 32 
genannten Bestimmungen unterstützt;
g) nach Abschluss der Verarbeitung dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen 
sämtliche Ergebnisse aushändigt und die 
personenbezogenen Daten auf keine 
andere Weise weiterverarbeitet;
h) dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen und der 
Aufsichtsbehörde alle erforderlichen 
Informationen für die Kontrolle der 
Einhaltung der in diesem Artikel 
niedergelegten Pflichten zur Verfügung 
stellt;
i) den Grundsatz des Datenschutzes durch 
Technik und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen 
berücksichtigt.

Or. en
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Änderungsantrag 502
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 21 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter müssen in der Lage 
sein, die Einhaltung der Pflichten gemäß 
Absatz 2 nachzuweisen.

Or. en

Änderungsantrag 503
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 21 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter dokumentieren 
schriftlich die Anweisungen des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen und die in 
Absatz 2 aufgeführten Pflichten des 
Auftragsverarbeiters.

Or. en

Änderungsantrag 504
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 3
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Jeder Auftragsverarbeiter, der 
personenbezogene Daten auf eine andere 
als die ihm von dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen bezeichnete Weise 
verarbeitet, gilt für diese Verarbeitung als 
für die Verarbeitung Verantwortlicher 
und unterliegt folglich den in Artikel 20 
festgelegten Bestimmungen für 
gemeinsam für die Verarbeitung 
Verantwortliche.

entfällt

Or. pt

Änderungsantrag 505
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Jeder Auftragsverarbeiter, der 
personenbezogene Daten auf eine andere 
als die ihm von dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen bezeichnete Weise 
verarbeitet, gilt für diese Verarbeitung als 
für die Verarbeitung Verantwortlicher 
und unterliegt folglich den in Artikel 20 
festgelegten Bestimmungen für 
gemeinsam für die Verarbeitung 
Verantwortliche.

3. Jeder Auftragsverarbeiter, der 
personenbezogene Daten ohne oder gegen 
eine Weisung des für die Verarbeitung 
Verantwortlichen verarbeitet, ohne dass 
eine entsprechende gesetzliche 
Verpflichtung besteht, haftet für diese 
Verarbeitung wie ein für die Verarbeitung 
Verantwortlicher.

Or. de

Begründung

Folgt aus der Löschung von Artikel 20.

Änderungsantrag 506
Sophia in 't Veld
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 21 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Jeder Auftragsverarbeiter, der 
personenbezogene Daten auf eine andere 
als die ihm von dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen bezeichnete Weise 
verarbeitet, gilt für diese Verarbeitung als 
für die Verarbeitung Verantwortlicher und 
unterliegt folglich den in Artikel 20 
festgelegten Bestimmungen für gemeinsam 
für die Verarbeitung Verantwortliche.

3. Jeder Auftragsverarbeiter, der von dem 
für die Verarbeitung Verantwortlichen 
angewiesen wird, bestimmte unabhängige 
Entscheidungen in Bezug auf 
personenbezogene Daten zu treffen, gilt 
für diese Verarbeitung als für die 
Verarbeitung Verantwortlicher und 
unterliegt folglich den in Artikel 20 
festgelegten Bestimmungen für gemeinsam 
für die Verarbeitung Verantwortliche.

Or. en

Änderungsantrag 507
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten legen fest, dass 
Personen, die dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder dem 
Auftragsverarbeiter unterstellt sind und 
Zugang zu personenbezogenen Daten 
haben, sowie der Auftragsverarbeiter selbst 
personenbezogene Daten nur auf Weisung 
des für die Verarbeitung Verantwortlichen 
oder nur dann verarbeiten dürfen, wenn das 
Unionsrecht oder das mitgliedstaatliche 
Recht dies vorschreibt.

Die Mitgliedstaaten legen fest, dass 
Personen, die dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder dem 
Auftragsverarbeiter unterstellt sind und 
Zugang zu personenbezogenen Daten 
haben, sowie der Auftragsverarbeiter selbst 
personenbezogene Daten nur auf Weisung 
des für die Verarbeitung Verantwortlichen 
oder nur dann verarbeiten dürfen, wenn 
dafür eine gesetzliche Verpflichtung 
besteht.

Or. de

Änderungsantrag 508
Carlos Coelho
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten legen fest, dass 
Personen, die dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder dem 
Auftragsverarbeiter unterstellt sind und 
Zugang zu personenbezogenen Daten 
haben, sowie der Auftragsverarbeiter selbst 
personenbezogene Daten nur auf Weisung 
des für die Verarbeitung Verantwortlichen 
oder nur dann verarbeiten dürfen, wenn das 
Unionsrecht oder das mitgliedstaatliche 
Recht dies vorschreibt.

Die Mitgliedstaaten legen fest, dass 
Personen, die dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder dem 
Auftragsverarbeiter unterstellt sind und 
Zugang zu personenbezogenen Daten 
haben, sowie der Auftragsverarbeiter selbst 
personenbezogene Daten nur auf Weisung 
des für die Verarbeitung Verantwortlichen 
oder nur dann verarbeiten dürfen, wenn das 
Unionsrecht oder das mitgliedstaatliche 
Recht dies vorschreibt. Sie alle unterliegen 
dabei der Verschwiegenheitspflicht.

Or. pt

Änderungsantrag 509
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 22 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn der Auftragsverarbeiter in Bezug 
auf die Zwecke, Mittel oder Methoden der 
Datenverarbeitung 
Entscheidungsbefugnis besitzt oder erhält 
oder wenn er nicht ausschließlich auf 
Weisung des für die Verarbeitung 
Verantwortlichen handelt, gilt er als 
gemeinsam für die Verarbeitung 
Verantwortlicher gemäß Artikel 20.

Or. en

Änderungsantrag 510
Jan Mulder
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 22 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 22a
Wenn der Auftragsverarbeiter in Bezug 
auf die Zwecke, Mittel oder Methoden der 
Datenverarbeitung 
Entscheidungsbefugnis besitzt oder erhält 
oder wenn er nicht ausschließlich auf 
Weisung des für die Verarbeitung 
Verantwortlichen handelt, gilt er als 
gemeinsam für die Verarbeitung 
Verantwortlicher gemäß Artikel 20.

Or. en

Änderungsantrag 511
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 23 entfällt
Dokumentation

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass 
jeder für die Verarbeitung 
Verantwortliche und jeder 
Auftragsverarbeiter alle ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden 
Verarbeitungssysteme und –verfahren 
dokumentieren.
2. Die Dokumentation enthält mindestens 
folgende Informationen:
(a) den Namen und die Kontaktdaten des 
für die Verarbeitung Verantwortlichen 
(oder etwaiger gemeinsam für die 
Verarbeitung Verantwortlicher) oder des 
Auftragsverarbeiters;
(b) die Verarbeitungszwecke;
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(c) die Empfänger oder Arten von 
Empfängern der personenbezogenen 
Daten;
(d) Angaben über etwaige 
Datenübermittlungen in Drittländer oder 
an internationale Organisationen 
einschließlich deren Namen.
3. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche sowie der 
Auftragsverarbeiter stellen die 
Dokumentation der Aufsichtsbehörde auf 
Anforderung zur Verfügung.

Or. de

Änderungsantrag 512
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 23 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass 
jeder für die Verarbeitung Verantwortliche 
und jeder Auftragsverarbeiter alle ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden 
Verarbeitungssysteme und –verfahren 
dokumentieren.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass 
jeder für die Verarbeitung Verantwortliche 
und jeder Auftragsverarbeiter alle ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden 
Verarbeitungssysteme und –verfahren 
umfassend dokumentieren.

Or. en

Änderungsantrag 513
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 23 – Absatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Name und Kontaktdaten des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen (oder 
etwaiger gemeinsam für die Verarbeitung 

a) Name und Kontaktdaten des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen und seines 
Datenschutzbeauftragten und etwaiger 
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Verantwortlicher) oder des 
Auftragsverarbeiters;

gemeinsam für die Verarbeitung 
Verantwortlicher oder des 
Auftragsverarbeiter;

Or. en

Änderungsantrag 514
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 23 – Absatz 2 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(aa) bei gemeinsam für die Verarbeitung 
Verantwortlichen rechtsverbindliche 
schriftliche Vereinbarung; Liste der 
Auftragsverarbeiter und der durch diese 
ausgeführten Aufgaben;

Or. pt

Änderungsantrag 515
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 23 – Absatz 2 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ba) eine Beschreibung der Kategorie(n) 
der betroffenen Personen und der 
verarbeiteten Daten oder 
Datenkategorien;

Or. pt

Änderungsantrag 516
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 23 – Absatz 2 – Buchstabe b b (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(bb) eine Beschreibung der Strategien für 
die Ausübung der Rechte der betroffenen 
Personen nach Artikel 10;

Or. pt

Änderungsantrag 517
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 23 – Absatz 2 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) Angaben über etwaige 
Datenübermittlungen in Drittländer oder an 
internationale Organisationen 
einschließlich deren Namen.

d) Angaben über etwaige 
Datenübermittlungen in Drittländer oder an 
internationale Organisationen 
einschließlich des Namens der 
anfragenden zuständigen Behörde des 
Drittlandes oder der internationalen 
Organisation, sowie Angaben über den 
Rechtsgrund für die Übermittlung der 
Daten;

Or. en

Änderungsantrag 518
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 23 – Absatz 2 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d a) die Fristen für die Löschung der 
verschiedenen Datenkategorien;

Or. en
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Änderungsantrag 519
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 23 – Absatz 2 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d a) die Beschreibung der in Artikel 18 
Absatz 3 genannten Maßnahmen.

Or. en

Änderungsantrag 520
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 23 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 23a
Dokumentation

1. Jede Übermittlung personenbezogener 
Daten ist zum Zwecke der Überprüfung 
der Rechtmäßigkeit der 
Datenverarbeitung, der 
Eigenüberwachung und der 
Sicherstellung der Integrität und 
Sicherheit der Daten zu protokollieren 
oder zu dokumentieren.
2. Die Protokolle oder Dokumentationen 
werden der Aufsichtsbehörde auf 
Anforderung zur Verfügung gestellt. Die 
Aufsichtsbehörde verwendet diese 
Informationen nur zum Zwecke der 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit der 
Datenverarbeitung sowie zur 
Sicherstellung der Integrität und 
Sicherheit der Daten.

Or. de
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Begründung

Angelehnt an Artikel 10, Rahmenbeschluss 2008/977/JI.

Änderungsantrag 521
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 Artikel 24 entfällt
Aufzeichnung von Vorgängen
1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens über folgende 
Verarbeitungsvorgänge Buch geführt 
wird: Erhebung, Veränderung, Abfrage, 
Weitergabe, Kombination oder Löschung. 
Den Aufzeichnungen über Abfragen und 
Weiterleitungen müssen der Zweck, das 
Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge 
und so weit wie möglich die Identität der 
Person zu entnehmen sein, die die 
personenbezogenen Daten abgefragt oder 
weitergeleitet hat.
2. Die Aufzeichnungen dürfen nur zum 
Zwecke der Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung, 
der Eigenüberwachung und der 
Sicherstellung der Integrität und 
Sicherheit der Daten verwendet werden.

Or. de

Änderungsantrag 522
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 24 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens über folgende 
Verarbeitungsvorgänge Buch geführt wird: 
Erhebung, Veränderung, Abfrage, 
Weitergabe, Kombination oder Löschung. 
Den Aufzeichnungen über Abfragen und 
Weiterleitungen müssen der Zweck, das 
Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge 
und so weit wie möglich die Identität der 
Person zu entnehmen sein, die die 
personenbezogenen Daten abgefragt oder 
weitergeleitet hat.

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens über folgende 
Verarbeitungsvorgänge Buch geführt wird: 
Erhebung, Veränderung, Abfrage, 
Weitergabe, Kombination oder Löschung. 
Den Aufzeichnungen über Abfragen und 
Weiterleitungen müssen der Zweck, das 
Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge 
und so weit wie möglich die Identität der 
Person zu entnehmen sein, die die 
personenbezogenen Daten abgefragt oder 
weitergeleitet hat, sowie die Identität des 
Empfängers solcher Daten. 

Or. en

Änderungsantrag 523
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens über folgende 
Verarbeitungsvorgänge Buch geführt wird: 
Erhebung, Veränderung, Abfrage, 
Weitergabe, Kombination oder Löschung. 
Den Aufzeichnungen über Abfragen und 
Weiterleitungen müssen der Zweck, das 
Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge 
und so weit wie möglich die Identität der 
Person zu entnehmen sein, die die 
personenbezogenen Daten abgefragt oder 
weitergeleitet hat.

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
über alle Verarbeitungsvorgänge Buch 
geführt wird. Den Aufzeichnungen über 
Abfragen und Weiterleitungen müssen der 
Zweck, das Datum und die Uhrzeit dieser 
Vorgänge und die Identität der Person zu 
entnehmen sein, die die 
personenbezogenen Daten abgefragt oder 
weitergeleitet hat, sowie die Identität des 
Empfängers solcher Daten.

Or. pt

Änderungsantrag 524
Jan Mulder
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 24 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens über folgende 
Verarbeitungsvorgänge Buch geführt wird: 
Erhebung, Veränderung, Abfrage, 
Weitergabe, Kombination oder Löschung. 
Den Aufzeichnungen über Abfragen und 
Weiterleitungen müssen der Zweck, das 
Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge 
und so weit wie möglich die Identität der 
Person zu entnehmen sein, die die 
personenbezogenen Daten abgefragt oder 
weitergeleitet hat.

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens über folgende 
Verarbeitungsvorgänge Buch geführt wird: 
Erhebung, Veränderung, Abfrage, 
Weitergabe, Kombination oder Löschung. 
Den Aufzeichnungen über Abfragen und 
Weiterleitungen müssen der Zweck, das 
Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge 
und die Identität der Person zu entnehmen 
sein, die die personenbezogenen Daten 
abgefragt oder weitergeleitet hat.

Or. en

Änderungsantrag 525
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 24 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens über folgende 
Verarbeitungsvorgänge Buch geführt wird: 
Erhebung, Veränderung, Abfrage, 
Weitergabe, Kombination oder Löschung. 
Den Aufzeichnungen über Abfragen und 
Weiterleitungen müssen der Zweck, das 
Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge 
und so weit wie möglich die Identität der 
Person zu entnehmen sein, die die 
personenbezogenen Daten abgefragt oder 
weitergeleitet hat.

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens über folgende 
Verarbeitungsvorgänge Buch geführt wird: 
Erhebung, Veränderung, Abfrage, 
Weitergabe, Kombination oder Löschung. 
Den Aufzeichnungen über Abfragen und 
Weiterleitungen müssen der Zweck, das 
Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge 
und die Identität der Person zu entnehmen 
sein, die die personenbezogenen Daten 
abgefragt oder weitergeleitet hat.

Or. en
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Änderungsantrag 526
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 24 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche sowie der 
Auftragsverarbeiter stellen die 
Dokumentation der Aufsichtsbehörde auf 
Anforderung zur Verfügung.

Or. en

Änderungsantrag 527
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Aufzeichnungen dürfen nur zum 
Zwecke der Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung, der 
Eigenüberwachung und der Sicherstellung 
der Integrität und Sicherheit der Daten 
verwendet werden.

2. Die Aufzeichnungen dürfen nur zum 
Zwecke der Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung, der 
Eigenüberwachung und der Sicherstellung 
der Integrität und Sicherheit der Daten 
sowie zum Zweck der Überprüfung durch 
den Datenschutzbeauftragten oder die 
Datenschutzbehörde verwendet werden.

Or. pt

Änderungsantrag 528
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 24 – Absatz 2 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Aufzeichnungen sind regelmäßig 
zu analysieren, um jegliche 
Abweichungen gemäß den guten 
Praktiken zur Gewährleistung der 
Sicherheit feststellen zu können.

Or. pt

Änderungsantrag 529
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 25 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche und 
der Auftragsverarbeiter auf Aufforderung 
mit der Aufsichtsbehörde bei der Erfüllung 
von deren Pflichten zusammenarbeiten, 
indem sie dieser insbesondere die 
Informationen übermitteln, die sie zur 
Erfüllung ihrer Pflichten benötigt.

1. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter arbeiten auf 
Aufforderung mit der Aufsichtsbehörde bei 
der Erfüllung von deren Pflichten nach 
Maßgabe des 2. Abschnitts des VI. 
Kapitels dieser Richtlinie zusammen.

Or. de

Änderungsantrag 530
Wim van de Camp

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass 
bei einer Gesetzesvorlage, in der die 
Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten vorgesehen ist, die aufgrund von 
Art, Umfang oder Ziel für die Rechte und 
Freiheiten der Bürger bedeutende Risiken 
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mit sich bringt, eine Prüfung der Folgen 
der vorgeschlagenen Maßnahme für den 
Schutz der personenbezogenen Daten 
vorgenommen wird.
Die Prüfung enthält zumindest eine 
allgemeine Beschreibung der 
vorgesehenen Verarbeitungen, eine 
Prüfung der Risiken für die Rechte und 
Freiheiten der Betroffenen, die 
Maßnahmen zur Begrenzung dieser 
Risiken, Garantien, 
Sicherheitsmaßnahmen und 
Mechanismen zum Schutz von 
personenbezogenen Daten und zum 
Nachweis der Vereinbarkeit mit den 
Bestimmungen, die aufgrund dieser 
Richtlinie getroffen wurden, und zwar 
unter Berücksichtigung der Rechte und 
berechtigten Interessen der Personen, zu 
denen Daten verarbeitet werden, sowie 
andere beteiligter Personen.

Or. nl

Begründung

Eine Datenschutz-Folgenabschätzung (PIA) für die Datenverarbeitung der 
Durchsetzungsbehörden verträgt sich nicht mit der Tatsache, dass die Datenverarbeitung 
durch Polizei und Justiz auf einer geeigneten gesetzlichen Grundlage beruht. Deshalb ist es 
sinnvoll, die Bedingung einer Datenschutz-Folgenabschätzung an neue Gesetzgebung zu 
knüpfen.

Änderungsantrag 531
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 25 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Zusammenarbeit ist auch in 
Fällen zu gewährleisten, in denen die 
Aufsichtsbehörde Bedarf an der Prüfung 
der Informationssysteme und der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
hat. Dabei muss der Zugang zu den 
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Einrichtungen des Verantwortlichen oder 
des Auftragsverarbeiters sichergestellt 
werden.

Or. pt

Änderungsantrag 532
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 25 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Auf von der Aufsichtsbehörde im 
Rahmen der Ausübung ihrer Befugnisse 
erteilte Anordnungen gemäß Artikel 46 
Buchstaben a und b antworten der für die 
Verarbeitung Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter der Aufsichtsbehörde 
binnen einer angemessenen Frist. Ihre 
Antwort umfasst auch eine Beschreibung 
der im Anschluss an die Bemerkungen 
der Aufsichtsbehörde getroffenen 
Maßnahmen und ihrer Ergebnisse.

entfällt

Or. de

Änderungsantrag 533
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Auf von der Aufsichtsbehörde im 
Rahmen der Ausübung ihrer Befugnisse 
erteilte Anordnungen gemäß Artikel 46 
Buchstaben a und b antworten der für die 
Verarbeitung Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter der Aufsichtsbehörde 
binnen einer angemessenen Frist. Ihre 
Antwort umfasst auch eine Beschreibung 

2. Auf von der Aufsichtsbehörde im 
Rahmen der Ausübung ihrer Befugnisse 
erteilte Anordnungen gemäß Artikel 46 
Buchstaben a und b antworten der für die 
Verarbeitung Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter der Aufsichtsbehörde 
binnen einer angemessenen, von der 
Aufsichtsbehörde festgelegten Frist. Ihre 
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der im Anschluss an die Bemerkungen der 
Aufsichtsbehörde getroffenen Maßnahmen 
und ihrer Ergebnisse.

Antwort umfasst auch eine Beschreibung 
der im Anschluss an die Bemerkungen der 
Aufsichtsbehörde getroffenen Maßnahmen 
und ihrer Ergebnisse.

Or. en

Änderungsantrag 534
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 25a
Datenschutz-Folgenabschätzung

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche 
oder der im Auftrag des für die 
Vearbeitung Verantwortlichen handelnde 
Auftragsverarbeiter oder die über neue 
Systeme entscheidende Stelle vor der 
Entwicklung neuer Systeme zur 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
eine Abschätzung bezüglich der Folgen 
der geplanten Verarbeitungsvorgänge für 
den Schutz personenbezogener Daten 
erstellt.
2. Die Folgenabschätzung trägt den 
Rechten und den berechtigten Interessen 
der von der Datenverarbeitung 
betroffenen Personen und sonstiger 
Betroffener Rechnung; sie enthält 
zumindest eine systematische 
Beschreibung
(a) der geplanten Verarbeitungsvorgänge 
und der Notwendigkeit und 
Verhältnismäßigkeit entsprechend des 
Zwecks,
b) eine Bewertung der in Bezug auf die 
Rechte und Freiheiten der betroffenen 
Personen bestehenden Risiken,
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c) der geplanten Abhilfemaßnahmen und 
Maßnahmen zur Minimierung der Menge 
der verarbeiteten personenbezogenen 
Daten,
d) Garantien, Sicherheitsvorkehrungen 
und Verfahren, durch die der Schutz 
personenbezogener Daten sichergestellt 
und der Nachweis dafür erbracht werden 
soll, dass die Bestimmungen dieser 
Verordnung eingehalten werden.
3. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche holt die Meinung der 
betroffenen Personen oder ihrer Vertreter 
zu der beabsichtigten Verarbeitung ein.
4. Die Folgenabschätzung muss für die 
Öffentlichkeit gut zugänglich sein.
5. Die Kommission ist ermächtigt, 
nachdem sie den Europäischen 
Datenschutzausschuss um eine 
Stellungnahme ersucht hat, delegierte 
Rechtsakte nach Maßgabe von Artikel 56 
zu erlassen, um die Anforderungen an die 
in Absatz 3 genannte Folgenabschätzung 
einschließlich der Bedingungen und 
Verfahren für die Skalierbarkeit und für 
die interne und externe Überprüfbarkeit 
festzulegen.

Or. en

Begründung

Die Verarbeitung personenbezogener Daten in diesem sensiblen Bereich sollte nur nach einer 
Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgen. Die Bestimmungen beruhen zur Gewährleistung 
der Konsistenz auf dem Entwurf des Berichts über die Datenschutzverordnung.

Änderungsantrag 535
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 25a
Datenschutz-Folgenabschätzung

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche 
oder der Auftragsverarbeiter vor der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
eine Abschätzung der Folgen der 
geplanten Verarbeitungssysteme und -
methoden für den Schutz der 
personenbezogenen Daten durchführt, 
wenn die Verarbeitungsvorgänge 
aufgrund ihres Wesens, ihres Umfangs 
oder ihrer Zwecke aller 
Wahrscheinlichkeit nach konkrete 
Risiken für die Rechte und Freiheiten 
betroffener Personen bergen können.
2. Vor allem die folgenden 
Verarbeitungsvorgänge bergen aller 
Wahrscheinlichkeit nach die in Absatz 1 
genannten Risiken:
(a) die Verarbeitung personenbezogener 
Daten in groß angelegten Ablagesystemen 
zum Zwecke der Verhütung, Aufdeckung, 
Untersuchung oder Verfolgung von 
Straftaten oder der Strafvollstreckung;
b) die Verarbeitung besonderer 
Kategorien personenbezogener Daten 
gemäß Artikel 8, personenbezogener 
Daten von Kindern, Standortdaten sowie 
von biometrischen Daten zum Zwecke der 
Verhütung, Aufdeckung, Untersuchung 
oder Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung;
c) die Bewertung einzelner 
personenbezogener Aspekte einer 
natürlichen Person oder zur Analyse oder 
Prognose insbesondere des Verhaltens der 
natürlichen Person, basierend auf 
automatischer Verarbeitung und aller 
Wahrscheinlichkeit nach zu Maßnahmen 
führend, die rechtliche Wirkungen auf die 
Einzelperson haben oder erhebliche 
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Auswirkungen für die Einzelperson nach 
sich ziehen;
d) die Überwachung öffentlich 
zugänglicher Bereiche, insbesondere 
mittels Videoüberwachung; oder
e) sonstige Verarbeitungsvorgänge, bei 
denen gemäß Artikel 26 Absatz 1 vorab 
die Aufsichtsbehörde zu Rate zu ziehen 
ist.
3. Die Folgenabschätzung trägt den 
Rechten und den berechtigten Interessen 
der von der Datenverarbeitung 
betroffenen Personen und sonstiger 
Betroffener Rechnung. Sie enthält eine 
systematische und umfassende 
Beschreibung der geplanten 
Verarbeitungsvorgänge und eine 
Bewertung der in Bezug auf die Rechte 
und Freiheiten der betroffenen Personen 
bestehenden Risiken sowie der geplanten 
Abhilfemaßnahmen, Garantien, 
Sicherheitsvorkehrungen und Verfahren, 
durch die der Schutz personenbezogener 
Daten sichergestellt und der Nachweis 
dafür erbracht wird, dass die 
Bestimmungen dieser Verordnung 
eingehalten werden.
4. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche im 
Zusammenhang mit der geplanten 
Verarbeitung alle einschlägigen 
Interessenvertreter konsultiert, 
einschließlich Vertretern der betroffenen 
Personen.
5. Die Folgenabschätzung muss für die 
Öffentlichkeit einfach zugänglich sein.
6. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, nachdem sie den 
Europäischen Datenschutzausschuss um 
eine Stellungnahme ersucht hat, 
delegierte Rechtsakte nach Maßgabe von 
Artikel 56 zu erlassen, um die Kriterien 
und Bedingungen von 
Verarbeitungsvorgängen, die aller 
Wahrscheinlichkeit nach die in Absatz 1 
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und 2 genannten Risiken bergen, sowie 
die Anforderungen für eine Abschätzung 
gemäß Absatz 3, darunter Bedingungen 
für die Skalierbarkeit, Überprüfung und 
Auditierbarkeit, weiter zu spezifizieren.

Or. en

Änderungsantrag 536
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 25a
Datenschutz-Folgenabschätzung

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
der für die Verarbeitung Verantwortliche 
oder der im Auftrag des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen 
handelnde Auftragsverarbeiter vor neuen 
Verarbeitungsvorgängen oder, im Fall 
von bestehenden 
Verarbeitungsvorgängen, so schnell wie 
möglich eine Abschätzung der Folgen der 
geplanten oder derzeitigen 
Verarbeitungsvorgänge für den Schutz 
der personenbezogenen Daten 
durchführt, wenn die 
Verarbeitungsvorgänge aufgrund ihres 
Wesens, ihres Umfangs oder ihrer Zwecke 
aller Wahrscheinlichkeit nach konkrete 
Risiken für die Rechte und Freiheiten 
betroffener Personen bergen können.
2. Vor allem die folgenden 
Verarbeitungsvorgänge bergen aller 
Wahrscheinlichkeit nach die in Absatz 1 
genannten Risiken:
(a) die Verarbeitung personenbezogener 
Daten in groß angelegten Ablagesystemen 
zum Zwecke der Verhütung, Aufdeckung, 
Untersuchung oder Verfolgung von 
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Straftaten oder der Strafvollstreckung;
b) die Verarbeitung besonderer 
Kategorien personenbezogener Daten 
gemäß Artikel 8, personenbezogener 
Daten von Kindern sowie von 
biometrischen Daten zum Zwecke der 
Verhütung, Aufdeckung, Untersuchung 
oder Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung;
c) die Bewertung einzelner 
personenbezogener Aspekte einer 
natürlichen Person oder zur Analyse oder 
Prognose insbesondere des Verhaltens der 
natürlichen Person, basierend auf 
automatischer Verarbeitung und aller 
Wahrscheinlichkeit nach zu Maßnahmen 
führend, die rechtliche Wirkungen auf die 
Einzelperson haben oder erhebliche 
Auswirkungen für die Einzelperson nach 
sich ziehen;
d) die Überwachung öffentlich 
zugänglicher Bereiche, insbesondere 
mittels Videoüberwachung; oder
e) sonstige Verarbeitungsvorgänge, bei 
denen gemäß Artikel 26 Absatz 1 vorab 
die Aufsichtsbehörde zu Rate zu ziehen 
ist.
3. Die Folgenabschätzung trägt den 
Rechten und den berechtigten Interessen 
der von der Datenverarbeitung 
betroffenen Personen und sonstiger 
Betroffener Rechnung. Sie enthält 
zumindest eine allgemeine Beschreibung 
der geplanten Verarbeitungsvorgänge und 
eine Bewertung der in Bezug auf die 
Rechte und Freiheiten der betroffenen 
Personen bestehenden Risiken sowie der 
geplanten Abhilfemaßnahmen, 
Garantien, Sicherheitsvorkehrungen und 
Verfahren, durch die der Schutz 
personenbezogener Daten sichergestellt 
und der Nachweis dafür erbracht wird, 
dass die Bestimmungen dieser 
Verordnung eingehalten werden.
4. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der 
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für die Verarbeitung Verantwortliche in 
Bezug auf die geplante Verarbeitung eine 
öffentliche Konsultation durchführt, ohne 
den Schutz der öffentlichen Interessen 
oder die Sicherheit der 
Verarbeitungsvorgänge zu 
beeinträchtigen.
5. Die Folgenabschätzung soll der 
Öffentlichkeit leicht zugänglich sein, 
ohne den Schutz der öffentlichen 
Interessen oder die Sicherheit der 
Verarbeitungsvorgänge zu 
beeinträchtigen.
6. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, unter Zurateziehung des 
Europäischen Datenschutzausschusses, 
delegierte Rechtsakte nach Maßgabe von 
Artikel 56 zu erlassen, um die Kriterien 
und Bedingungen von 
Verarbeitungsvorgängen, die aller 
Wahrscheinlichkeit nach die in Absatz 1 
und 2 genannten Risiken bergen, sowie 
die Anforderungen für eine Abschätzung 
gemäß Absatz 3, darunter Bedingungen 
für die Skalierbarkeit, Überprüfung und 
Auditierbarkeit, weiter zu spezifizieren.

Or. en

Änderungsantrag 537
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter vor der Verarbeitung 
personenbezogener Daten in neu 
anzulegenden Dateien die 
Aufsichtsbehörde zu Rate zieht, wenn

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche vor der Verarbeitung 
personenbezogener Daten in neu 
anzulegenden Dateien die 
Aufsichtsbehörde zu Rate zieht, wenn
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Or. pt

Änderungsantrag 538
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 26 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter vor der Verarbeitung 
personenbezogener Daten in neu 
anzulegenden Ablagesystemen die 
Aufsichtsbehörde zu Rate zieht, wenn

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter vor der Verarbeitung 
personenbezogener Daten in neu 
anzulegenden Arten von Ablagesystemen 
die Aufsichtsbehörde zu Rate zieht.

Or. en

Änderungsantrag 539
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 26 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) in Artikel 8 genannte besondere 
Kategorien von Daten verarbeitet werden 
oder

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 540
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 26 – Absatz 1 – Buchstabe b
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) wegen der Art der Verarbeitung, 
insbesondere der Verarbeitung mit neuen 
Technologien, Mechanismen oder 
Verfahren, andernfalls spezifische 
Risiken für die Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen 
Personen, insbesondere für den Schutz 
ihrer personenbezogener Daten bestehen.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 541
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 26 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten können festlegen, 
dass die Aufsichtsbehörde eine Liste der 
Verarbeitungsvorgänge erstellt, die der 
Pflicht zur vorherigen Zurateziehung nach 
Absatz 1 unterliegen.

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
Aufsichtsbehörde eine Liste der 
Verarbeitungsvorgänge zu erstellen hat, 
die der Pflicht zur vorherigen 
Zurateziehung nach Absatz 1 Buchstabe b 
unterliegen. Die Aufsichtsbehörde 
übermittelt diese Liste öffentlich  und 
leitet sie an den Europäischen 
Datenschutzausschuss weiter. Der 
Europäische Datenschutzausschuss 
arbeitet an der Zusammenführung dieser 
Listen.

Or. en

Änderungsantrag 542
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 26 – Absatz 2 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Mitgliedstaaten tragen Sorge, dass 
der für die Verarbeitung Verantwortliche 
oder der Auftragsverarbeiter der 
Aufsichtsbehörde die Datenschutz-
Folgenabschätzung nach Artikel 25a 
vorlegt und ihr auf Aufforderung alle 
sonstigen Informationen übermittelt, die 
sie benötigt, um die Ordnungsgemäßheit 
der Verarbeitung sowie insbesondere die 
in Bezug auf den Schutz der 
personenbezogenen Daten der betroffenen 
Person bestehenden Risiken und die 
diesbezüglichen Sicherheitsgarantien 
bewerten zu können.

Or. en

Änderungsantrag 543
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 26 – Absatz 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Die Mitgliedstaaten werden die 
Aufsichtsbehörde bei der Ausarbeitung 
einer von ihren nationalen Parlamenten 
zu erlassenden Legislativmaßnahme oder 
einer sich auf eine solche 
Legislativmaßnahme gründenden 
Maßnahme, durch die die Art der 
Verarbeitung definiert wird, zu Rate 
ziehen, damit die Vereinbarkeit der 
geplanten Verarbeitung unter dieser 
Richtlinie sichergestellt ist und 
insbesondere die für die betreffenden 
Personen bestehenden Risiken gemindert 
werden.

Or. en
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Änderungsantrag 544
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 26 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten können festlegen, 
dass die Aufsichtsbehörde eine Liste der 
Verarbeitungsvorgänge erstellt, die der 
Pflicht zur vorherigen Zurateziehung nach 
Absatz 1 unterliegen.

2. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die 
Aufsichtsbehörde eine Liste der 
Verarbeitungsvorgänge erstellt, die der 
Pflicht zur vorherigen Zurateziehung nach 
Absatz 1 unterliegen.

Or. en

Änderungsantrag 545
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche und 
der Auftragsverarbeiter unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung entstehenden 
Kosten technische und organisatorische 
Maßnahmen treffen, die geeignet sind, ein 
Schutzniveau zu gewährleisten, das den 
von der Verarbeitung ausgehenden Risiken 
und der Art der zu schützenden Daten 
angemessen ist.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche 
technische und organisatorische 
Maßnahmen trifft, um

(a) die unbeabsichtigte oder unerlaubte 
Vernichtung,
(b) den unbeabsichtigten Verlust,
(c) die unberechtigte Änderung,
(d) die unberechtigte Weitergabe oder den 
unberechtigten Zugang – insbesondere 
wenn im Rahmen der Verarbeitung Daten 
in einem Netz übermittelt oder durch 
einen direkten automatischen Zugang zur 
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Verfügung gestellt werden – sowie
(e) jede andere Form der unerlaubten 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
zu verhindern.
Die Maßnahmen müssen unter 
Berücksichtigung des Standes der Technik 
und der bei ihrer Durchführung 
entstehenden Kosten ein Schutzniveau 
gewährleisten, das den von der 
Verarbeitung ausgehenden Risiken und der 
Art der zu schützenden Daten angemessen 
ist.

Or. de

Begründung

Die in diesem Artikel vorgenommene Überarbeitung ist Artikel 22 Absatz 1 RB entnommen.

Änderungsantrag 546
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche und 
der Auftragsverarbeiter unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung entstehenden 
Kosten technische und organisatorische 
Maßnahmen treffen, die geeignet sind, ein 
Schutzniveau zu gewährleisten, das den 
von der Verarbeitung ausgehenden Risiken 
und der Art der zu schützenden Daten 
angemessen ist.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche und 
der Auftragsverarbeiter unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung entstehenden 
Kosten technische und organisatorische 
Maßnahmen und Verfahren treffen, die 
geeignet sind, ein Schutzniveau zu 
gewährleisten, das den von der 
Verarbeitung ausgehenden Risiken und der 
Art der zu schützenden Daten angemessen 
ist.

Or. en
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Änderungsantrag 547
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche und 
der Auftragsverarbeiter unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung entstehenden 
Kosten technische und organisatorische 
Maßnahmen treffen, die geeignet sind, ein 
Schutzniveau zu gewährleisten, das den 
von der Verarbeitung ausgehenden Risiken 
und der Art der zu schützenden Daten 
angemessen ist.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche und 
der Auftragsverarbeiter unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung entstehenden 
Kosten technische und organisatorische 
Maßnahmen und Verfahren treffen, die 
geeignet sind, ein Schutzniveau zu 
gewährleisten, das den von der 
Verarbeitung ausgehenden Risiken und der 
Art der zu schützenden Daten angemessen 
ist.

Or. en

Änderungsantrag 548
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche und 
der Auftragsverarbeiter unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
und der bei der Durchführung 
entstehenden Kosten technische und 
organisatorische Maßnahmen treffen, die 
geeignet sind, ein Schutzniveau zu 
gewährleisten, das den von der 
Verarbeitung ausgehenden Risiken und der 
Art der zu schützenden Daten angemessen 
ist.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche und 
der Auftragsverarbeiter unter 
Berücksichtigung des Stands der Technik 
technische und organisatorische 
Maßnahmen treffen, die geeignet sind, ein 
Schutzniveau zu gewährleisten, das den 
von der Verarbeitung ausgehenden Risiken 
und der Art der zu schützenden Daten 
angemessen ist.

Or. en
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Änderungsantrag 549
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten legen im Hinblick 
auf die automatisierte Datenverarbeitung 
fest, dass der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter nach einer 
Risikobewertung Maßnahmen ergreifen, 
die Folgendes bezwecken:

2. Die Mitgliedstaaten treffen im Hinblick 
auf die automatisierte Datenverarbeitung 
Maßnahmen, die geeignet sind, Folgendes 
zu erreichen:

Or. de

Änderungsantrag 550
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 2 – Buchstabe j

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(j) Gewährleistung, dass alle Funktionen 
des Systems zur Verfügung stehen, 
auftretende Fehlfunktionen gemeldet 
werden (Zuverlässigkeit) und gespeicherte 
personenbezogene Daten nicht durch 
Fehlfunktionen des Systems beschädigt 
werden können (Datenintegrität).

(j) Gewährleistung, dass alle Funktionen 
des Systems zur Verfügung stehen, 
auftretende Fehlfunktionen gemeldet 
werden (Zuverlässigkeit) und gespeicherte 
personenbezogene Daten nicht durch 
Fehlfunktionen des Systems verfälscht 
werden können (Datenintegrität).

Or. de

Änderungsantrag 551
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 2 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
zum Auftragsverarbeiter nur bestimmt 
werden darf, wer Gewähr dafür bietet, 
dass er die erforderlichen technischen 
und organisatorischen Maßnahmen nach 
Absatz 1 trifft und Weisungen nach 
Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe a beachtet. 
Die zuständige Behörde hat den 
Auftragsverarbeiter daraufhin zu 
überwachen.

Or. en

Änderungsantrag 552
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Kommission kann 
erforderlichenfalls 
Durchführungsbestimmungen zu einer 
situationsabhängigen Konkretisierung der 
in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Anforderungen, insbesondere 
Verschlüsselungsstandards, erlassen. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden in 
Übereinstimmung mit dem Prüfverfahren 
gemäß Artikel 57 Absatz 2 erlassen.

3. Die Mitgliedstaaten können 
erforderlichenfalls Vorschriften zu einer 
situationsabhängigen Konkretisierung der 
in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Anforderungen, insbesondere 
Verschlüsselungsstandards, erlassen.

Or. de

Änderungsantrag 553
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 28 – Absatz 4
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche 
etwaige Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten unter 
Beschreibung aller im Zusammenhang mit 
der Verletzung stehenden Fakten, von 
deren Auswirkungen und der ergriffenen 
Abhilfemaßnahmen dokumentiert. Die 
Dokumentation muss der Aufsichtsbehörde 
die Überprüfung der Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Artikels 
ermöglichen. Die Dokumentation enthält 
nur die zu diesem Zweck erforderlichen 
Informationen.

4. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche 
etwaige Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten unter 
Beschreibung aller im Zusammenhang mit 
der Verletzung stehenden Fakten, von 
deren Auswirkungen und der ergriffenen 
Abhilfemaßnahmen dokumentiert. Die 
Dokumentation muss der Aufsichtsbehörde 
die Überprüfung der Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Artikels 
ermöglichen. Die Dokumentation enthält 
nur die zu diesem Zweck erforderlichen 
Informationen. Die Aufsichtsbehörde 
führt ein öffentliches Verzeichnis der 
gemeldeten Verletzungen.

Or. en

Änderungsantrag 554
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 28 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die Aufsichtsbehörde führt ein 
öffentliches Verzeichnis der Arten der 
gemeldeten Verletzungen.

Or. en

Änderungsantrag 555
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 28 – Absatz 5
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Kommission ist ermächtigt, 
delegierte Rechtsakte nach Maßgabe von 
Artikel 56 zu erlassen, um die Kriterien 
und Anforderungen für die Feststellung 
der in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten und für die 
konkreten Umstände, unter denen der für 
die Verarbeitung Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten zu 
melden haben, festzulegen.

entfällt

Or. de

Begründung

Die Kriterien und Anforderungen für die Feststellung einer Verletzung des Datenschutzes 
sind bereits ausreichend in Absatz 1 festgelegt. Die vorgeschlagene Übertragung legislativer 
Befugnisse würde ohnehin wesentliche Vorschriften betreffen, die nicht übertragen werden 
können, und sie sollten im Basisrechtsakt angegeben werden. Eine entsprechende Änderung 
wird auch bei der Datenschutz-Grundverordnung vorgeschlagen.

Änderungsantrag 556
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 28 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Kommission ist ermächtigt, 
delegierte Rechtsakte nach Maßgabe von 
Artikel 56 zu erlassen, um die Kriterien 
und Anforderungen für die Feststellung der 
in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten und für die 
konkreten Umstände, unter denen der für 
die Verarbeitung Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten zu 

5. Die Kommission ist ermächtigt, 
nachdem sie den Europäischen 
Datenschutzausschuss um eine 
Stellungnahme ersucht hat, delegierte 
Rechtsakte nach Maßgabe von Artikel 56 
zu erlassen, um die Kriterien und 
Anforderungen für die Feststellung der in 
den Absätzen 1 und 2 genannten 
Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten und für die 
konkreten Umstände, unter denen der für 
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melden haben, festzulegen. die Verarbeitung Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten zu 
melden haben, festzulegen.

Or. en

Änderungsantrag 557
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 28 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Kommission ist ermächtigt, 
delegierte Rechtsakte nach Maßgabe von 
Artikel 56 zu erlassen, um die Kriterien 
und Anforderungen für die Feststellung der 
in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten und für die 
konkreten Umstände, unter denen der für 
die Verarbeitung Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten zu 
melden haben, festzulegen.

5. Die Kommission ist ermächtigt, 
nachdem sie den Europäischen 
Datenschutzausschuss um eine 
Stellungnahme ersucht hat, delegierte 
Rechtsakte nach Maßgabe von Artikel 56 
zu erlassen, um die Kriterien und 
Anforderungen für die Feststellung der in 
den Absätzen 1 und 2 genannten 
Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten und für die 
konkreten Umstände, unter denen der für 
die Verarbeitung Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten zu 
melden haben, festzulegen.

Or. en

Änderungsantrag 558
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 28 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Die Kommission kann das 
Standardformat für derartige Meldungen an 

6. Die Kommission kann, nachdem sie den 
Europäischen Datenschutzausschuss um 
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die Aufsichtsbehörde, die 
Verfahrensvorschriften für die 
vorgeschriebene Meldung sowie Form und 
Modalitäten der in Absatz 4 genannten 
Dokumentation einschließlich der Fristen 
für die Löschung der darin enthaltenen 
Informationen festlegen. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden nach dem 
Prüfverfahren gemäß Artikel 57 Absatz 2 
erlassen.

eine Stellungnahme ersucht hat, das 
Standardformat für derartige Meldungen an 
die Aufsichtsbehörde, die 
Verfahrensvorschriften für die 
vorgeschriebene Meldung sowie Form und 
Modalitäten der in Absatz 4 genannten 
Dokumentation einschließlich der Fristen 
für die Löschung der darin enthaltenen 
Informationen festlegen. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden nach dem 
Prüfverfahren gemäß Artikel 57 Absatz 2 
erlassen.

Or. en

Änderungsantrag 559
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 28 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 28a
Vorabkonsultation

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass 
die zuständigen nationalen 
Aufsichtsbehörden vor der Verarbeitung 
personenbezogener Daten in neu zu 
errichtenden Dateien konsultiert werden, 
wenn
(a) besondere Kategorien von Daten nach 
Artikel 8 verarbeitet werden; oder
(b) die Art der Verarbeitung, insbesondere 
aufgrund neuer Technologien, 
Mechanismen oder Verfahren, 
andernfalls spezifische Risiken für die 
Grundrechte und Grundfreiheiten und 
insbesondere der Privatsphäre der 
Betroffenen birgt.

Or. de



AM\929834DE.doc 77/146 PE506.128v02-00

DE

Begründung

Übernimmt den Text aus Artikel 23 Rahmenbeschluss 2008/977/JI.

Änderungsantrag 560
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 28 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 28a
Die Aufsichtsbehörde führt ein 
öffentliches Verzeichnis der Arten, des 
Umfangs und der Anzahl der gemeldeten 
Verletzungen.

Or. en

Änderungsantrag 561
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 29 entfällt
Benachrichtigung der betroffenen Person 

von einer Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche im 
Anschluss an die Meldung nach Artikel 
28 die betroffene Person ohne 
unangemessene Verzögerung von der 
Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten benachrichtigt, 
wenn die Wahrscheinlichkeit besteht, dass 
der Schutz der personenbezogenen Daten 
oder der Privatsphäre der betroffenen 
Person durch eine festgestellte Verletzung 
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des Schutzes personenbezogener Daten 
beeinträchtigt wird.
2. Die in Absatz 1 genannte 
Benachrichtigung der betroffenen Person 
umfasst eine Beschreibung der 
Verletzung personenbezogener Daten 
sowie mindestens die in Artikel 28 Absatz 
3 Buchstaben b und c genannten 
Informationen und Empfehlungen.
3. Die Benachrichtigung der betroffenen 
Person von der Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten ist nicht 
erforderlich, wenn der für die 
Verarbeitung Verantwortliche zur 
Zufriedenheit der Aufsichtsbehörde 
nachweist, dass er geeignete technische 
Schutzmaßnahmen getroffen hat und dass 
diese Maßnahmen auf die von der 
Verletzung betroffenen 
personenbezogenen Daten angewandt 
wurden. Diese technischen 
Schutzmaßnahmen verschlüsseln die 
Daten für alle Personen, die keine 
Zugriffsberechtigung haben.
4. Die Benachrichtigung der betroffenen 
Person kann aus den in Artikel 11 Absatz 
4 genannten Gründen aufgeschoben, 
eingeschränkt oder unterlassen werden.

Or. de

Änderungsantrag 562
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 29 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die in Absatz 1 genannte 
Benachrichtigung der betroffenen Person 
umfasst eine Beschreibung der Verletzung 
personenbezogener Daten sowie 
mindestens die in Artikel 28 Absatz 3 

2. Die in Absatz 1 genannte 
Benachrichtigung der betroffenen Person 
umfasst eine Beschreibung der Verletzung 
personenbezogener Daten sowie 
mindestens die in Artikel 28 Absatz 3 
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Buchstaben b und c genannten 
Informationen und Empfehlungen.

Buchstaben a und e genannten 
Informationen und Empfehlungen.

Or. en

Änderungsantrag 563
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 29 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Unbeschadet der dem für die 
Verarbeitung Verantwortlichen 
obliegenden Pflicht, die betroffene Person 
über die Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten zu 
benachrichtigen, kann die 
Aufsichtsbehörde, falls der für die 
Verarbeitung Verantwortliche die 
betroffene Person noch nicht in Kenntnis 
gesetzt hat, nach Prüfung der zu 
erwartenden negativen Auswirkungen der 
Verletzung den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen auffordern, dies zu tun.

Or. en

Änderungsantrag 564
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 29 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Benachrichtigung der betroffenen 
Person kann aus den in Artikel 11 Absatz 4 
genannten Gründen aufgeschoben, 
eingeschränkt oder unterlassen werden.

4. Die Benachrichtigung der betroffenen 
Person kann aus den in Artikel 11 Absatz 4 
genannten Gründen aufgeschoben oder 
eingeschränkt werden.

Or. en
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Änderungsantrag 565
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 29 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Benachrichtigung der betroffenen 
Person kann aus den in Artikel 11 Absatz 4 
genannten Gründen aufgeschoben, 
eingeschränkt oder unterlassen werden.

4. Die Benachrichtigung der betroffenen 
Person kann aus den in Artikel 11 Absatz 4 
genannten Gründen aufgeschoben oder 
eingeschränkt werden.

Or. en

Begründung

Dieser Änderungsantrag ist durch den geänderten Artikel 11 Absatz 4 bedingt.

Änderungsantrag 566
Nuno Melo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 29 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Benachrichtigung der betroffenen 
Person kann aus den in Artikel 11 Absatz 4 
genannten Gründen aufgeschoben, 
eingeschränkt oder unterlassen werden.

4. Die Benachrichtigung der betroffenen 
Person kann aus den in Artikel 13 Absatz 1 
genannten Gründen aufgeschoben, 
eingeschränkt oder unterlassen werden.

Or. pt

Änderungsantrag 567
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche oder 
der Auftragsverarbeiter einen 
Datenschutzbeauftragten benennt.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche einen 
Datenschutzbeauftragten benennt. Dieser 
Pflicht unterliegen auch 
Auftragsverarbeiter, sofern die Art ihrer 
Beteiligung die Benennung eines 
Datenschutzbeauftragten rechtfertigt.

Or. pt

Änderungsantrag 568
Birgit Sippel, Josef Weidenholzer

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 30 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche einen 
Datenschutzbeauftragten benennt.

1. Die Mitgliedstaaten legen fest, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche 
mindestens einen Datenschutzbeauftragten 
benennt.

Or. en

Änderungsantrag 569
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Der Datenschutzbeauftragte darf 
wegen der Erfüllung seiner Aufgaben 
nicht benachteiligt werden. Eine 
Kündigung des Datenschutzbeauftragten 
ist während seiner Tätigkeit und im Jahr 
nach deren Beendigung unzulässig, es sei 
denn, dass Tatsachen vorliegen, die den 
für die Verarbeitung Verantwortlichen 
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zur Kündigung aus wichtigem Grund 
berechtigen.

Or. de

Änderungsantrag 570
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 30 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
der für die Verarbeitung Verantwortliche 
oder der Auftragsverarbeiter sicherstellt, 
dass etwaige sonstige berufliche Pflichten 
des Datenschutzbeauftragten mit den 
Aufgaben und Pflichten, die diesem in 
seiner Funktion als 
Datenschutzbeauftragter obliegen, 
vereinbar sind und zu keinen 
Interessenkonflikten führen.

Or. en

Änderungsantrag 571
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Der Datenschutzbeauftragte wird für 
einen Zeitraum von mindestens vier 
Jahren ernannt. Die Amtszeit des 
Datenschutzbeauftragten kann um 
weitere vier Jahre verlängert werden. 
Während seiner Amtszeit kann der 
Datenschutzbeauftragte seines Postens 
nur enthoben werden, wenn er die 
Voraussetzungen für die Erfüllung seiner 
Pflichten nicht mehr erfüllt. Die für die 
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Verarbeitung Verantwortlichen und 
Auftragsverarbeiter sind verpflichtet, der 
Aufsichtsbehörde nach der Benennung 
Namen und Kontaktdaten des 
Datenschutzbeauftragten sowie jegliche 
diesbezüglichen Änderungen mitzuteilen.

Or. pt

Änderungsantrag 572
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 30 – Absatz 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Der Datenschutzbeauftragte wird für 
einen Zeitraum von mindestens vier 
Jahren ernannt. Der 
Datenschutzbeauftragte kann für weitere 
Amtszeiten wiederernannt werden. 
Während seiner Amtszeit kann der 
Datenschutzbeauftragte seines Amtes nur 
enthoben werden, wenn er oder sie die für 
die Ausübung seiner bzw. ihrer Pflichten 
erforderlichen Voraussetzungen, 
insbesondere die Sicherstellung der 
Einhaltung der Bestimmungen der 
vorliegenden Richtlinie, nicht mehr 
erfüllt. 

Or. en

Änderungsantrag 573
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 30 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
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der für die Verarbeitung Verantwortliche 
oder der Auftragsverarbeiter den Namen 
und die Kontaktdaten des 
Datenschutzbeauftragten der 
Aufsichtsbehörde und der Öffentlichkeit 
mitteilt.

Or. en

Änderungsantrag 574
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 30 – Absatz 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3b. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
die betroffenen Personen das Recht 
haben, den Datenschutzbeauftragten zu 
allen im Zusammenhang mit der 
Verarbeitung ihrer personenbezogenen 
Daten stehenden Fragen zu Rate zu 
ziehen und die Wahrnehmung ihrer 
Rechte gemäß dieser Verordnung zu 
beantragen.

Or. en

Änderungsantrag 575
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 31 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter stellt sicher, dass der 
Datenschutzbeauftragte die Mittel erhält, 
die er zur wirksamen und unabhängigen 
Erfüllung seiner Pflichten und Aufgaben 

2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter stellt sicher, dass der 
Datenschutzbeauftragte seinen Pflichten 
und Aufgaben unabhängig nachkommen 
kann und keine Anweisungen bezüglich 
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gemäß Artikel 32 benötigt, und keine 
Anweisungen bezüglich der Ausübung 
seiner Tätigkeit erhält.

der Ausübung seiner Tätigkeit erhält. Der 
Datenschutzbeauftragte berichtet 
unmittelbar der Leitung des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters.

Or. en

Änderungsantrag 576
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 31 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter unterstützt den 
Datenschutzbeauftragten bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben und stellt alle 
Mittel, darunter das erforderliche 
Personal, die erforderlichen 
Räumlichkeiten, die erforderliche 
Ausrüstung und alle sonstigen 
Ressourcen, die für die Erfüllung der in 
Artikel 32 genannten Pflichten und 
Aufgaben und zur Pflege der 
Fachkenntnisse erforderlich sind, zur 
Verfügung.

Or. en

Änderungsantrag 577
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 32 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Unterrichtung und Beratung des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen oder des 

a) Unterrichtung und Beratung des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen oder des 
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Auftragsverarbeiters über dessen Pflichten 
aus den nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften sowie 
Dokumentation dieser Tätigkeit und der 
erhaltenen Antworten;

Auftragsverarbeiters über dessen Pflichten 
aus den nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften, insbesondere in 
Bezug auf technische und 
organisatorische Maßnahmen und 
Verfahren, sowie Dokumentation dieser 
Tätigkeit und der erhaltenen Antworten;

Or. en

Änderungsantrag 578
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 32 – Absatz 1 – Buchstabe h a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

h a) Überwachung der Leistungsfähigkeit 
der Datenschutz-Folgenabschätzung 
durch den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder den 
Auftragsverarbeiter;

Or. en

Änderungsantrag 579
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 32 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 32a
AUSSCHUSSVERANTWORTUNG

1. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter benennen ein für den 
Datenschutz zuständiges 
Ausschussmitglied.
2. Das in Absatz 1 genannte 
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Ausschussmitglied trägt die letztendliche 
Verantwortung für die Einhaltung der 
Bestimmungen der vorliegenden 
Richtlinie in ihrer in einzelstaatliches 
Recht umgesetzten Form.

Or. en

Änderungsantrag 580
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 33 entfällt
Allgemeine Grundsätze für die 

Übermittlung personenbezogener Daten
Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
jedwede von einer zuständigen Behörde 
vorgenommene Übermittlung von 
personenbezogenen Daten, die bereits 
verarbeitet werden oder nach ihrer 
Übermittlung in ein Drittland oder an 
eine internationale Organisation 
verarbeitet werden sollen, einschließlich 
der Weitergabe an ein anderes Drittland 
oder eine andere internationale 
Organisation, nur zulässig ist, wenn
a) die Übermittlung zur Verhütung, 
Aufdeckung, Untersuchung oder 
Verfolgung von Straftaten oder zur 
Strafvollstreckung erforderlich ist und
b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die in diesem Kapitel 
niedergelegten Bedingungen einhalten.

Or. en
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Änderungsantrag 581
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass in 
Absatz 1 dieses Artikels erwähnte 
Weitergaben nur möglich sind, wenn 
zusätzlich zu den in jenem Absatz 
festgelegten Bedingungen
a) die Weitergabe zu demselben 
spezifischen Zweck wie die ursprüngliche 
Übermittlung notwendig ist und
b) die zuständige Behörde, die die 
ursprüngliche Übermittlung 
vorgenommen hat, die Weitergabe 
genehmigt.

Or. en

Begründung

Weitergaben sollten nur an Strafverfolgungsbehörden und nicht an andere Empfänger in 
Drittländern erlaubt sein. Dies wurde sowohl vom Datenschutzbeauftragten als auch von der 
Artikel-29-Datenschutzgruppe vorgeschlagen und folgt aus Erwägung 45. Auch sollte 
geregelt werden, dass für die Weitergabe zusätzliche Bedingungen entsprechend der 
Empfehlung der Artikel-29-Datenschutzgruppe gelten sollten.

Änderungsantrag 582
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 33 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) die Übermittlung zur Verhütung, 
Aufdeckung, Untersuchung oder 
Verfolgung von Straftaten oder zur 
Strafvollstreckung erforderlich ist und

(a) die Übermittlung zur Verhütung von 
Gefahren, zur Aufdeckung, Untersuchung 
oder Verfolgung von Straftaten oder zur 
Strafvollstreckung erforderlich ist und
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Or. de

Änderungsantrag 583
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) die Übermittlung zur Verhütung, 
Aufdeckung, Untersuchung oder 
Verfolgung von Straftaten oder zur 
Strafvollstreckung erforderlich ist und

a) die konkrete Übermittlung zur 
Verhütung, Aufdeckung, Untersuchung 
oder Verfolgung von Straftaten oder zur 
Strafvollstreckung erforderlich ist und

Or. en

Änderungsantrag 584
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a a) die Daten an einen 
Auftragsverarbeiter in einem Drittland 
oder einer internationalen Organisation, 
die eine öffentliche, für die in Artikel 1 
Absatz 1 genannten Zwecke zuständige 
Behörde ist, übermittelt werden;

Or. en

Amendment 585
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 – Absatz 1 – Buchstabe a b (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die in diesem Kapitel 
festgelegten Bedingungen einhalten, 
einschließlich der Weitergabe 
personenbezogener Daten vom Drittland 
oder einer internationalen Organisation 
in ein anderes Drittland oder an eine 
andere internationale Organisation;

Or. en

Änderungsantrag 586
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 33 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die in diesem Kapitel 
niedergelegten Bedingungen einhalten.

(b) die in diesem Kapitel niedergelegten 
Bedingungen eingehalten werden.

Or. de

Änderungsantrag 587
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die in diesem Kapitel 
niedergelegten Bedingungen einhalten.

b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die anderen nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften einhalten und
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Or. en

Änderungsantrag 588
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b a) das Schutzniveau für 
personenbezogene Daten, das in der 
Union im Rahmen dieser Richtlinie 
sichergestellt ist, nicht untergraben wird.

Or. en

Änderungsantrag 589
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 33a
Übermittlungen an Empfänger, die nicht 
den Vorschriften zur Umsetzung dieser 

Richtlinie unterliegen
Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
Übermittlungen personenbezogener 
Daten durch zuständige Behörden an 
Empfänger, die nicht den Vorschriften 
zur Umsetzung dieser Richtlinie 
unterliegen, nur erfolgen dürfen, wenn 
solche Übermittlungen
a) in einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
vorgesehen sind – solche 
Rechtsvorschriften müssen mit der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union 
und mit der Europäischen Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und 
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Grundfreiheiten im Einklang stehen und 
der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs und des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte 
entsprechen – oder
b) zur Wahrung grundlegender Interessen 
der betroffenen Person oder einer 
anderen natürlichen Person notwendig 
sind oder
c) auf Antrag der betroffenen Person 
erfolgen.

Or. en

Änderungsantrag 590
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 33a
Übermittlungen an Empfänger, die nicht 
den Vorschriften zur Umsetzung dieser 

Richtlinie unterliegen
Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
Übermittlungen personenbezogener 
Daten durch zuständige Behörden an 
Empfänger, die nicht den Vorschriften 
zur Umsetzung dieser Richtlinie 
unterliegen, nur erfolgen dürfen, wenn 
solche Übermittlungen
a) in einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
vorgesehen sind – solche 
Rechtsvorschriften müssen mit der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union 
und mit der Europäischen Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten im Einklang stehen und 
der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs und des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte 
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entsprechen – oder
b) zur Wahrung grundlegender Interessen 
der betroffenen Person oder einer 
anderen Person notwendig sind oder
c) auf Antrag der betroffenen Person 
erfolgen.

Or. en

Begründung

Der Vorschlag der Kommission enthält keine konkreten Garantien für die Übermittlung von 
personenbezogenen Daten an Privatparteien oder an andere Behörden als 
Strafverfolgungsbehörden. Gemäß Grundsatz 5 der Empfehlung des Europarats Nr. R (87)15 
sollte eine derartige Übermittlung jedoch nur unter bestimmten und strengen Bedingungen 
zulässig sein. Durch den hier vorgeschlagenen neuen Artikel werden für eine solche 
Übermittlung spezifischen Bedingungen hinzugefügt, die sich an der oben genannten 
Empfehlung des Europarats orientieren.

Änderungsantrag 591
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 33b
Allgemeine Grundsätze für die 

Übermittlung personenbezogener Daten
1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
jedwede von einer zuständigen Behörde 
vorgenommene Übermittlung von 
personenbezogenen Daten, die bereits 
verarbeitet werden oder nach ihrer 
Übermittlung eine zuständige staatliche 
Stelle in einem Drittland oder an eine 
internationale Organisation verarbeitet 
werden sollen, einschließlich der 
Weitergabe an eine andere zuständige 
staatliche Stelle in einem Drittland oder 
eine andere internationale Organisation, 
nur zulässig ist, wenn
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a) die konkrete Übermittlung zur 
Verhütung, Aufdeckung, Untersuchung 
oder Verfolgung von Straftaten oder zur 
Strafvollstreckung erforderlich ist;
b) die Daten an einen Auftragsverarbeiter 
in einem Drittland oder einer 
internationalen Organisation, die eine 
öffentliche, für die in Artikel 1 Absatz 1 
genannten Zwecke zuständige Behörde 
ist, übermittelt werden;
c) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die in Artikel 34 bis 
37 festgelegten Bedingungen einhalten, 
einschließlich der Weiterübermittlung 
personenbezogener Daten vom Drittland 
oder einer internationalen Organisation 
in ein anderes Drittland oder an eine 
andere internationale Organisation;
d) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die anderen nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften einhalten und
e) das Schutzniveau für 
personenbezogene Daten, das in der 
Union im Rahmen dieser Richtlinie 
sichergestellt ist, nicht untergraben wird.
2. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass in 
Absatz 1 dieses Artikels erwähnte 
Weitergaben nur möglich sind, wenn 
zusätzlich zu den in jenem Absatz 
festgelegten Bedingungen
a) die Weitergabe zu demselben 
spezifischen Zweck wie die ursprüngliche 
Übermittlung notwendig ist und
b) die zuständige Behörde, die die 
ursprüngliche Übermittlung 
vorgenommen hat, die Weitergabe 
genehmigt.

Or. en
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Änderungsantrag 592
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
personenbezogene Daten in ein Drittland 
oder an eine internationale Organisation 
übermittelt werden dürfen, wenn die 
Kommission gemäß Artikel 41 der 
Verordnung (EU) Nr. …/2012 oder gemäß 
Absatz 3 festgestellt hat, dass das 
betreffende Drittland oder ein Gebiet oder 
ein Verarbeitungssektor in diesem 
Drittland oder die betreffende 
internationale Organisation einen 
angemessenen Schutz bietet. Derartige 
Datenübermittlungen bedürfen keiner 
weiteren Genehmigung.

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
personenbezogene Daten in ein Drittland 
oder an eine internationale Organisation 
übermittelt werden dürfen, wenn die 
Kommission gemäß Artikel 41 der 
Verordnung (EU) Nr. …/2012 oder gemäß 
Absatz 3 festgestellt hat, dass das 
betreffende Drittland oder ein Gebiet oder 
ein Verarbeitungssektor in diesem 
Drittland oder die betreffende 
internationale Organisation einen 
angemessenen Schutz bietet. Derartige 
Datenübermittlungen bedürfen keiner 
weiteren Genehmigung.

Internationale Verträge, Abkommen, 
Vereinbarungen und Übereinkommen 
zwischen der EU oder eines 
Mitgliedstaates und einem Drittland oder 
einer internationalen Organisation 
werden im Sinne dieses Artikels als eine 
Feststellung für angemessenen Schutz 
gewertet.

Or. de

Begründung

Entspricht auch der bisherigen Rechtslage nach Richtlinie 95/46.

Änderungsantrag 593
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 2 – Einleitung
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Liegt kein Beschluss nach Artikel 41 der 
Verordnung (EU) Nr. …./2012 vor, prüft 
die Kommission die Angemessenheit des 
Schutzniveaus unter Berücksichtigung

2. Liegt kein Beschluss nach Artikel 41 der 
Verordnung (EU) Nr. ..../2012 vor, prüft 
die Kommission die Angemessenheit des 
Schutzniveaus unter Berücksichtigung 
aller Umstände, die allgemein bei 
Datenübermittlungen oder Kategorien 
von Datenübermittlungen eine Rolle 
spielen und losgelöst von konkreten 
Übermittlungsvorgängen beurteilt werden 
können. Die Prüfung erfolgt insbesondere 
unter Berücksichtigung

Or. de

Änderungsantrag 594
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 34 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die Existenz und die Wirksamkeit einer 
oder mehrerer in dem betreffenden 
Drittland beziehungsweise in der 
betreffenden internationalen Organisation 
tätiger unabhängiger Aufsichtsbehörden, 
die für die Einhaltung der 
Datenschutzvorschriften, für die 
Unterstützung und Beratung der 
betroffenen Personen bei der Ausübung 
ihrer Rechte und für die Zusammenarbeit 
mit den Aufsichtsbehörden der Union und 
der Mitgliedstaaten zuständig sind, und

b) die Existenz und die Wirksamkeit einer 
oder mehrerer in dem betreffenden 
Drittland beziehungsweise in der 
betreffenden internationalen Organisation 
tätiger unabhängiger Aufsichtsbehörden, 
die für die Einhaltung der 
Datenschutzvorschriften, einschließlich 
hinreichender Sanktionsbefugnisse, für 
die Unterstützung und Beratung der 
betroffenen Personen bei der Ausübung 
ihrer Rechte und für die Zusammenarbeit 
mit den Aufsichtsbehörden der Union und 
der Mitgliedstaaten zuständig sind, und

Or. en

Änderungsantrag 595
Axel Voss
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Kommission kann innerhalb des 
Anwendungsbereichs dieser Richtlinie 
durch Beschluss feststellen, dass ein 
Drittland oder ein Gebiet oder ein 
Verarbeitungssektor in diesem Drittland 
oder eine internationale Organisation 
einen angemessenen Schutz im Sinne von 
Absatz 2 bietet. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden in 
Übereinstimmung mit dem Prüfverfahren 
gemäß Artikel 57 Absatz 2 erlassen.

3. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, gemäß Artikel 56 zur 
Ergänzung der Liste in Anhang [x] von 
Drittländern, Gebieten oder 
Verarbeitungssektoren in Drittländern 
oder internationalen Organisationen, die 
ein angemessenes Schutzniveau im Sinne 
von Absatz 2 bieten, delegierte Rechtsakte 
zu erlassen. Bei der Bestimmung des 
Schutzniveaus hat die Kommission zu 
prüfen, ob die in dem Drittland oder der 
internationalen Organisation geltenden 
allgemeinen und sektorspezifischen 
Vorschriften wirksame administrative und 
gerichtliche Rechtsbehelfe für betroffene 
Personen und insbesondere für betroffene 
Personen, deren personenbezogene Daten 
übermittelt werden, gewährleisten.

Or. de

Begründung

Wegen des weit reichenden Charakters der entsprechenden Bestimmungen gehen sie weit 
über das hinaus, was für einheitliche Bedingungen für die Umsetzung erforderlich ist, und 
diese nicht wesentlichen Vorschriften müssen deshalb Gegenstand einer Übertragung 
legislativer Befugnisse im Einklang mit Artikel 290 AEUV sein. Eine entsprechende Änderung 
wird auch bei der Datenschutz-Grundverordnung vorgeschlagen.

Änderungsantrag 596
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. In jedem Durchführungsrechtsakt 
werden der geografische und der 
sektorielle Anwendungsbereich sowie 

4. Gemäß Artikel 340 Absatz 2 AEUV und 
der ständigen Rechtsprechung des 
Gerichtshofs ersetzt die Union den durch 
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gegebenenfalls die in Absatz 2 Buchstabe 
b genannte Aufsichtsbehörde angegeben.

ihre Organe in Ausübung ihrer 
Amtstätigkeit verursachten Schaden nach 
den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die 
den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten 
gemeinsam sind. Dies gilt auch für 
Schäden, die durch die missbräuchliche 
Benutzung personenbezogener Daten 
nach einer unzutreffenden Bestimmung 
gemäß den Absätzen 2 und 3 verursacht 
werden.

Or. de

Änderungsantrag 597
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Kommission kann innerhalb des 
Anwendungsbereichs dieser Richtlinie 
durch Beschluss feststellen, dass ein 
Drittland oder ein Gebiet oder ein 
Verarbeitungssektor in diesem Drittland 
oder eine internationale Organisation 
keinen angemessenen Schutz im Sinne 
von Absatz 2 bietet; dies gilt insbesondere 
für Fälle, in denen die in dem 
betreffenden Drittland beziehungsweise 
der betreffenden internationalen 
Organisation geltenden allgemeinen und 
sektorspezifischen Vorschriften keine 
wirksamen und durchsetzbaren Rechte 
einschließlich wirksamer administrativer 
und gerichtlicher Rechtsbehelfe für 
betroffene Personen und insbesondere für 
betroffene Personen, deren 
personenbezogene Daten übermittelt 
werden, garantieren. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden in 
Übereinstimmung mit dem Prüfverfahren 
gemäß Artikel 57 Absatz 2 oder – in 
Fällen, in denen es äußerst dringlich ist, 
das Recht natürlicher Personen auf den 

entfällt
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Schutz ihrer personenbezogenen Daten zu 
wahren – nach dem Verfahren gemäß 
Artikel 57 Absatz 3 erlassen.

Or. de

Änderungsantrag 598
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
jedwede Übermittlung personenbezogener 
Daten an das betreffende Drittland 
beziehungsweise an ein Gebiet oder einen 
Verarbeitungssektor in diesem Drittland 
oder an die betreffende internationale 
Organisation unbeschadet der 
Übermittlungen nach Artikel 35 Absatz 1 
oder Artikel 36 untersagt wird, wenn die 
Kommission eine Feststellung im Sinne 
des Absatzes 5 trifft. Die Kommission 
nimmt zu geeigneter Zeit Beratungen mit 
dem betreffenden Drittland 
beziehungsweise mit der betreffenden 
internationalen Organisation auf, um 
Abhilfe für die Situation, die aus dem 
gemäß Absatz 5 erlassenen Beschluss 
entstanden ist, zu schaffen.

entfällt

Or. de

Änderungsantrag 599
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8. Die Kommission überwacht die entfällt
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Anwendung der in den Absätzen 3 und 5 
genannten Durchführungsrechtsakte.

Or. de

Änderungsantrag 600
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 35 entfällt
Datenübermittlung auf der Grundlage 

geeigneter Garantien
1. Hat die Kommission keinen Beschluss 
nach Artikel 34 erlassen, sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass 
personenbezogene Daten an einen 
Empfänger in einem Drittland oder an 
eine internationale Organisation 
übermittelt werden dürfen, wenn
a) in einem rechtsverbindlichen 
Instrument geeignete Garantien für den 
Schutz personenbezogener Daten 
vorgesehen sind oder
b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter alle Umstände 
beurteilt hat, die bei der Übermittlung 
personenbezogener Daten eine Rolle 
spielen, und zu der Auffassung gelangt 
ist, dass geeignete Garantien zum Schutz 
personenbezogener Daten bestehen.
2. Die Entscheidung über eine 
Datenübermittlung nach Absatz 1 
Buchstabe b wird von entsprechend 
bevollmächtigten Mitarbeitern getroffen. 
Solche Datenübermittlungen müssen 
dokumentiert werden, und die 
Dokumentation muss der 
Aufsichtsbehörde auf Anfrage zur 
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Verfügung gestellt werden.

Or. de

Änderungsantrag 601
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 35 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Hat die Kommission keinen Beschluss 
nach Artikel 34 erlassen, sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass 
personenbezogene Daten an einen 
Empfänger in einem Drittland oder an eine 
internationale Organisation übermittelt 
werden dürfen, wenn

1. Hat die Kommission keinen Beschluss 
nach Artikel 34 erlassen, sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass 
personenbezogene Daten nur dann an 
einen Empfänger in einem Drittland oder 
an eine internationale Organisation 
übermittelt werden dürfen, wenn

Or. en

Änderungsantrag 602
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 35 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Hat die Kommission keinen Beschluss 
nach Artikel 34 erlassen, sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass 
personenbezogene Daten an einen 
Empfänger in einem Drittland oder an eine 
internationale Organisation übermittelt 
werden dürfen, wenn

1. Hat die Kommission keinen Beschluss 
nach Artikel 34 erlassen, sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass 
personenbezogene Daten an eine 
zuständige staatliche Stelle in einem 
Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt werden dürfen, 
wenn in einem rechtsverbindlichen 
Instrument geeignete Garantien für den 
Schutz personenbezogener Daten 
vorgesehen sind.

a) in einem rechtsverbindlichen Instrument 
geeignete Garantien für den Schutz 



PE506.128v02-00 102/146 AM\929834DE.doc

DE

personenbezogener Daten vorgesehen sind, 
oder
b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter alle Umstände 
beurteilt hat, die bei der Übermittlung 
personenbezogener Daten eine Rolle 
spielen, und zu der Auffassung gelangt 
ist, dass geeignete Garantien zum Schutz 
personenbezogener Daten bestehen.

Or. en

Änderungsantrag 603
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 35 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) in einem rechtsverbindlichen Instrument 
geeignete Garantien für den Schutz 
personenbezogener Daten vorgesehen sind, 
oder

a) in einem rechtsverbindlichen Instrument 
geeignete Garantien für den Schutz 
personenbezogener Daten vorgesehen sind, 
und

Or. en

Änderungsantrag 604
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 35 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a a) die Aufsichtsbehörde der 
Übermittlung vorab zugestimmt hat.

Or. en
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Änderungsantrag 605
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 35 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter alle Umstände 
beurteilt hat, die bei der Übermittlung 
personenbezogener Daten eine Rolle 
spielen, und zu der Auffassung gelangt 
ist, dass geeignete Garantien zum Schutz 
personenbezogener Daten bestehen.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 606
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 35 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter alle Umstände 
beurteilt hat, die bei der Übermittlung 
personenbezogener Daten eine Rolle 
spielen, und zu der Auffassung gelangt 
ist, dass geeignete Garantien zum Schutz 
personenbezogener Daten bestehen.

entfällt

Or. pt

Änderungsantrag 607
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 35 – Absatz 1 – Buchstabe b
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter alle Umstände 
beurteilt hat, die bei der Übermittlung 
personenbezogener Daten eine Rolle 
spielen, und zu der Auffassung gelangt ist, 
dass geeignete Garantien zum Schutz 
personenbezogener Daten bestehen.

b) der Europäische Datenschutzausschuss 
überprüft hat, dass der jeweilige für die 
Verarbeitung Verantwortliche oder 
Auftragsverarbeiter alle rechtlichen 
Anforderungen und bewährten 
Verfahren, die allgemein bei der 
Übermittlung personenbezogener Daten 
entsprechend den Bestimmungen dieser 
Richtlinie eine Rolle spielen, insbesondere 
hinsichtlich personenbezogener Daten, 
die ursprünglich von nicht-öffentlichen 
Stellen erhoben wurden, erfüllt, und zu 
der Auffassung gelangt ist, dass geeignete 
Garantien zum Schutz personenbezogener 
Daten bestehen, oder

Or. en

Begründung

Eine Eigenprüfung durch den für die Verarbeitung Verantwortlichen oder 
Auftragsverarbeiter kann nicht die Grundlage für Übermittlungen an Drittländer sein. 
Grundlage für solche Übermittlungen muss immer ein rechtsverbindliches Instrument sein. 
Siehe auch Ziffer 415 der Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten.

Änderungsantrag 608
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 35 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b a) gemäß der Gesetzgebung im 
Mitgliedstaat bestimmte, unbedingt 
erforderliche und verhältnismäßige 
Übermittlungen personenbezogener 
Daten, im Rahmen der einschlägigen 
Bestimmungen des EU-Rechts oder 
internationalen öffentlichen Rechts und 
insbesondere der Charta der Grundrechte 
der EU in der Auslegung des 
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Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zulässig sind.

Or. en

Änderungsantrag 609
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 35 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Entscheidung über eine 
Datenübermittlung nach Absatz 1 
Buchstabe b wird von entsprechend 
bevollmächtigten Mitarbeitern getroffen. 
Solche Datenübermittlungen müssen 
dokumentiert werden, und die 
Dokumentation muss der 
Aufsichtsbehörde auf Anfrage zur 
Verfügung gestellt werden.

entfällt

Or. en

(fehlerhafte Nummerierung der Absätze im Dokument der Kommission)

Änderungsantrag 610
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 35 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Entscheidung über eine 
Datenübermittlung nach Absatz 1 
Buchstabe b wird von entsprechend 
bevollmächtigten Mitarbeitern getroffen. 
Solche Datenübermittlungen müssen 
dokumentiert werden, und die 
Dokumentation muss der Aufsichtsbehörde 
auf Anfrage zur Verfügung gestellt 

2. Solche Datenübermittlungen müssen 
dokumentiert werden, und die 
Dokumentation muss der Aufsichtsbehörde 
auf Anfrage zur Verfügung gestellt 
werden.
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werden.

Or. en

(fehlerhafte Nummerierung der Absätze im Dokument der Kommission)

Änderungsantrag 611
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 35 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 35a
Datenübermittlung auf der Grundlage 

geeigneter Garantien
1. Hat die Kommission keinen Beschluss 
nach Artikel 34 erlassen, dürfen 
personenbezogene Daten an einen 
Empfänger in einem Drittland oder an 
eine internationale Organisation 
übermittelt werden, wenn
(a) in einem rechtsverbindlichen 
Instrument geeignete Garantien für den 
Schutz personenbezogener Daten 
vorgesehen sind;
(b) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter alle Umstände 
beurteilt hat, die allgemein bei der 
Übermittlung von personenbezogenen 
Daten eine Rolle spielen (Artikel 34 
Absatz 2), und zu der Auffassung gelangt 
ist, dass geeignete Garantien zum Schutz 
personenbezogener Daten bestehen; oder
(c) die Übermittlung der 
personenbezogenen Daten auch nach der 
Feststellung der Kommission, dass kein 
angemessenes Schutzniveau besteht, im 
konkreten Fall zulässig wäre (Artikel 36).

Or. de
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Änderungsantrag 612
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 35 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Article 35b
Übermittlung von aus anderen 
Mitgliedstaaten stammenden 

personenbezogenen Daten
1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
jedwede von einer zuständigen Behörde 
vorgenommene Übermittlung von 
personenbezogenen Daten, die von der 
zuständigen Behörde eines anderen 
Mitgliedstaates übermittelt oder 
bereitgestellt wurden, einschließlich der 
Weitergabe an ein Drittland oder eine 
internationale Organisation in 
Erweiterung der vorstehend genannten 
Voraussetzungen nur zulässig ist, wenn
(a) der Empfänger in dem Drittstaat oder 
die empfangende internationale 
Einrichtung für die Verhütung von 
Gefahren, die Ermittlung, Feststellung 
oder Verfolgung von Straftaten oder die 
Vollstreckung strafrechtlicher Sanktionen 
zuständig ist,
(b) der Mitgliedstaat, von dem die Daten 
übermittelt wurden, der Weiterleitung 
unter Beachtung seines innerstaatlichen 
Rechts zugestimmt hat, und
(c) in den Fällen der Artikel 34a (3) und 
35 Buchstaben b und c auch der 
Mitgliedstaat, von dem die Daten 
übermittelt wurden, in Übereinstimmung 
mit seinem jeweiligen innerstaatlichen 
Recht die Garantien zum Schutz der 
übermittelten Daten für angemessen 
befindet.
2. Eine Weiterleitung ohne vorherige 
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Zustimmung nach Absatz 1 Buchstabe b 
ist nur zulässig, wenn die Weiterleitung 
der Daten zur Abwehr einer 
unmittelbaren und ernsthaften Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit eines 
Mitgliedstaats oder eines Drittstaats oder 
für die wesentlichen Interessen eines 
Mitgliedstaats unerlässlich ist und die 
vorherige Zustimmung nicht rechtzeitig 
eingeholt werden kann. Die für die 
Erteilung der Zustimmung zuständige 
Behörde wird unverzüglich unterrichtet.
3. Abweichend von Absatz 1 Buchstaben c 
dürfen personenbezogene Daten nur 
weitergeleitet werden, wenn dies im 
innerstaatlichen Recht des Mitgliedstaats, 
der die Daten weiterleitet, vorgesehen ist
a) wegen überwiegender schutzwürdiger 
Interessen der betroffenen Person oder
b) wegen überwiegender berechtigter 
Interessen, insbesondere wichtiger 
öffentlicher Interessen.
4. Die Übermittlung an nicht-öffentliche 
Stellen ist nur unter den Voraussetzungen 
des Artikels 7a Absatz 1 zulässig.

Or. de

Begründung

Artikel 35b entspricht Artikel 13 RB und trifft besondere Regelungen zum Umgang mit Daten, 
die aus anderen MS stammen und schützt diese Daten in besonderem Maße. Die Vorschrift 
dient zugleich dem Schutz des MS, aus dem die Daten stammen, und schafft damit das für 
einen unionsinternen Datenaustausch erforderliche Vertrauen, das übermittelte Daten nicht 
nach Belieben des empfangenden Staates weiterverarbeitet werden.

Änderungsantrag 613
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 36 entfällt
Ausnahmen

Abweichend von den Artikeln 34 und 35 
sehen die Mitgliedstaaten vor, dass 
personenbezogene Daten nur dann in ein 
Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt werden dürfen, 
wenn die Übermittlung
a) zur Wahrung lebenswichtiger 
Interessen der betroffenen Person oder 
einer anderen Person erforderlich ist,
b) nach dem Recht des Mitgliedstaats, aus 
dem die personenbezogenen Daten 
übermittelt werden, zur Wahrung 
berechtigter Interessen der betroffenen 
Person notwendig ist,
c) zur Abwehr einer unmittelbaren und 
ernsthaften Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit eines Mitgliedstaats oder eines 
Drittlands unerlässlich ist,
d) zur Verhütung, Aufdeckung, 
Untersuchung oder Verfolgung von 
Straftaten oder zur Strafvollstreckung 
erforderlich ist oder
e) in Einzelfällen zur Begründung, 
Geltendmachung oder Abwehr von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang 
mit der Verhütung, Aufdeckung, 
Untersuchung oder Verfolgung einer 
bestimmten Straftat oder der 
Vollstreckung einer bestimmten Strafe 
notwendig ist.

Or. de

Änderungsantrag 614
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 36 entfällt
Ausnahmen

Abweichend von den Artikeln 34 und 35 
sehen die Mitgliedstaaten vor, dass 
personenbezogene Daten nur dann in ein 
Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt werden dürfen, 
wenn die Übermittlung
a) zur Wahrung lebenswichtiger 
Interessen der betroffenen Person oder 
einer anderen Person erforderlich ist; 
oder
b) die Übermittlung nach dem Recht des 
Mitgliedstaats, aus dem die 
personenbezogenen Daten übermittelt 
werden, zur Wahrung berechtigter 
Interessen der betroffenen Person 
notwendig ist; oder
c) zur Abwehr einer unmittelbaren und 
ernsthaften Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit eines Mitgliedstaats oder eines 
Drittlands unerlässlich ist; oder
d) zur Verhütung, Aufdeckung, 
Untersuchung oder Verfolgung von 
Straftaten oder zur Strafvollstreckung 
erforderlich ist; oder
e) in Einzelfällen zur Begründung, 
Geltendmachung oder Abwehr von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang 
mit der Verhütung, Aufdeckung, 
Untersuchung oder Verfolgung einer 
bestimmten Straftat oder der 
Vollstreckung einer bestimmten Strafe 
notwendig ist.

Or. en

Änderungsantrag 615
Jan Philipp Albrecht
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Ausnahmeregelung Ausnahmen im Falle konkreter 
Übermittlungen

Or. en

Amendment 616
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Abweichend von den Artikeln 34 und 35 
sehen die Mitgliedstaaten vor, dass 
personenbezogene Daten nur dann in ein 
Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt werden dürfen, 
wenn die Übermittlung

Abweichend von den Artikeln 34 und 35 
sehen die Mitgliedstaaten vor, dass 
personenbezogene Daten nur dann an eine 
zuständige staatliche Stelle in einem 
Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt werden dürfen, 
wenn der für die Verarbeitung 
Verantwortliche die vorherige 
Genehmigung gemäß Absatz 1a erhalten 
hat und die Übermittlung

Or. en

Änderungsantrag 617
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Abweichend von den Artikeln 34 und 35 
sehen die Mitgliedstaaten vor, dass 
personenbezogene Daten nur dann in ein 
Drittland oder an eine internationale 

Hat die Kommission gemäß Artikel 34 
Absatz 5 festgestellt, dass kein 
angemessenes Schutzniveau besteht, 
unterbleibt die Übermittlung 
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Organisation übermittelt werden dürfen, 
wenn die Übermittlung

personenbezogener Daten an das 
betreffende Drittland beziehungsweise an 
ein Gebiet oder einen Verarbeitungssektor 
in diesem Drittland oder an die 
betreffende internationale Organisation, 
soweit auch im Einzelfall die 
schutzwürdigen Interessen der 
betroffenen Person am Ausschluss der 
Übermittlung das besondere öffentliche 
Interesse an der Datenübermittlung 
überwiegen. 
Abweichend von Absatz 1 und Artikel 35 
können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass 
personenbezogene Daten nur dann in ein 
Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt werden dürfen, 
wenn die Übermittlung

Or. en

Änderungsantrag 618
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Alle Datenübermittlungen, die auf 
Grundlage von Ausnahmen veranlasst 
wurden, müssen hinreichend begründet 
und auf den erforderlichen Umfang 
beschränkt sein. Massenübermittlungen 
und wiederholte Übermittlungen von 
Daten sind nicht zulässig.

Or. pt

Änderungsantrag 619
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Absatz 1 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der 
für die Verarbeitung Verantwortliche vor 
der Vornahme einer Übermittlung auf der 
Grundlage des Absatzes 1 eine vorherige 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
einholen muss, um sicherzustellen, dass 
die Übermittlung im Einklang mit den 
nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften steht, und 
insbesondere um die für die betroffene 
Person bestehenden Risiken zu mindern.

Or. en

Änderungsantrag 620
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
personenbezogene Daten im Rahmen der 
Bestimmungen dieses Artikels nur 
übermittelt werden, wenn
a) der für die Verarbeitung 
Verantwortliche vorab die Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde erhalten hat, und
b) die Übermittlung nur Daten betrifft, die 
zur Erreichung des Zwecks, zu dem sie 
übermittelt werden, unbedingt notwendig 
sind, und
c) alle Übermittlungen vollständig 
dokumentiert sind, einschließlich des 
Datums und des Zeitpunkts der 
Übermittlung, der Empfangsbehörde, der 
Begründung der Übermittlung und der 
übermittelten Daten. Diese 
Dokumentation ist der Aufsichtsbehörde 
auf Anfrage zur Verfügung zu stellen.
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Or. en

Änderungsantrag 621
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Absatz 1 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
immer dann, wenn man sich auf eine der 
Ausnahmeregelungen in Absatz 1 beruft, 
der für die Verarbeitung Verantwortliche
a) nur so viele personenbezogene Daten 
übermittelt, wie zur Erreichung des Ziels 
der Übermittlung unbedingt notwendig 
ist, und
b) diese Übermittlungen dokumentiert, 
einschließlich des Datums und des 
Zeitpunkts der Übermittlung, 
Informationen über die 
Empfangsbehörde, der Begründung der 
Übermittlung und der übermittelten 
Daten. Diese Dokumentation ist der 
Aufsichtsbehörde auf Anfrage zur 
Verfügung zu stellen.

Or. en

Änderungsantrag 622
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) zur Wahrung lebenswichtiger Interessen 
der betroffenen Person oder einer anderen 
Person erforderlich ist, oder

a) zur Wahrung lebenswichtiger Interessen 
der betroffenen Person oder einer anderen 
Person erforderlich ist, wobei dies 
insbesondere Leib und Leben betrifft, 
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oder

Or. en

Änderungsantrag 623
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) zur Abwehr einer unmittelbaren und 
ernsthaften Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit eines Mitgliedstaats oder eines 
Drittlands unerlässlich ist, oder

c) auf einen Einzelfall beschränkt und zur 
Abwehr einer unmittelbaren und 
ernsthaften Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit eines Mitgliedstaats oder eines 
Drittlands unerlässlich ist, oder

Or. en

Änderungsantrag 624
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 36a
Ausnahmen bei Datenübermittlung nach 

Interessenabwägung im konkreten 
Einzelfall

1. Hat die Kommission gemäß Artikel 34 
Absatz 5 festgestellt, dass kein 
angemessenes Schutzniveau besteht, 
unterbleibt die Übermittlung 
personenbezogener Daten an das 
betreffende Drittland beziehungsweise an 
ein Gebiet oder einen Verarbeitungssektor 
in diesem Drittland oder an die 
betreffende internationale Organisation, 
soweit auch im Einzelfall die 
schutzwürdigen Interessen der 
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betroffenen Person am Ausschluss der 
Übermittlung das besondere öffentliche 
Interesse an der Datenübermittlung 
überwiegen.
2. Im Rahmen der Interessenabwägung 
nach Absatz 1 ist auch die 
Angemessenheit des Schutzniveaus im 
konkreten Fall zu berücksichtigen. Die 
Prüfung, ob im konkreten Fall ein 
angemessenes Schutzniveau besteht, 
erfolgt unter Berücksichtigung aller 
Umstände, die bei der beabsichtigten 
Datenübermittlung eine Rolle spielen, 
insbesondere
(a) der Art der Daten, die übermittelt 
werden sollen,
(b) der Zweckbestimmung sowie
(c) der Dauer der im Drittstaat geplanten 
Verarbeitung.
3. Abweichend von Absatz 1 und Artikel 
35 können die Mitgliedstaaten vorsehen, 
dass personenbezogene Daten nur dann 
in ein Drittland oder an eine 
internationale Organisation übermittelt 
werden dürfen, wenn die Übermittlung
(a) zur Wahrung besonders 
schützwürdiger Interessen der betroffenen 
Person oder einer anderen Person 
erforderlich ist, dies betrifft insbesondere 
Leib und Leben;
(b) nach dem Recht des Mitgliedstaats, 
aus dem die personenbezogenen Daten 
übermittelt werden, zur Wahrung 
berechtigter Interessen der betroffenen 
Person notwendig ist,
(c) zur Verhütung, Aufdeckung, 
Untersuchung oder Verfolgung von 
Straftaten oder zur Strafvollstreckung 
erforderlich ist oder
(d) in Einzelfällen zur Begründung, 
Geltendmachung oder Abwehr von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang 
mit der Verhütung, Aufdeckung, 
Untersuchung oder Verfolgung einer 
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bestimmten Straftat oder der 
Vollstreckung einer bestimmten Strafe 
notwendig ist.
4. Die Angemessenheit des Schutzniveaus 
kann im konkreten Fall insbesondere 
auch dann bestehen, wenn das 
betreffende Drittland, ein Gebiet, ein 
Verarbeitungssektor oder eine zwischen- 
oder überstaatliche Stelle in diesem 
Drittland oder die betreffende 
internationale Organisation im Einzelfall 
einen angemessenen Schutz der 
übermittelten Daten garantiert.

Or. de

Begründung

Die Neuformulierung von Artikel 36 ist die logische Fortentwicklung der Artikel 34 und 35. In 
streng limitierten Einzelfällen muss eine Datenübermittlung an Drittstaaten trotz negativer 
Angemessenheitsentscheidung unter strengsten Bedingungen möglich sein, um höchstrangige 
Güter wie Leib und Leben zu schützen.

Änderungsantrag 625
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 37 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der für 
die Verarbeitung Verantwortliche den 
Empfänger personenbezogener Daten auf 
Verarbeitungsbeschränkungen hinweist 
und alle vertretbaren Vorkehrungen trifft, 
um sicherzustellen, dass diese 
Beschränkungen eingehalten werden.

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der für 
die Verarbeitung Verantwortliche den 
Empfänger personenbezogener Daten auf 
Verarbeitungsbeschränkungen hinweist 
und alle vertretbaren Vorkehrungen trifft, 
um sicherzustellen, dass diese 
Beschränkungen eingehalten werden. Satz 
1 gilt auch für 
Verarbeitungsbeschränkungen, die der 
für die Verarbeitung Verantwortliche 
gemäß Artikel 7a Absatz 3 zu beachten 
hat.

Or. de
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Begründung

Wenn Daten innerhalb der EU übermittelt werden, sollten innerstaatliche 
Verarbeitungsbeschränkungen auch erst recht gelten, wenn diese Daten dann wiederum an 
einen Drittstaat weitergeleitet werden. Anderenfalls entfiele das Vertrauen für einen EU-
internen Datenaustausch.

Änderungsantrag 626
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 37 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der für 
die Verarbeitung Verantwortliche den 
Empfänger personenbezogener Daten auf 
Verarbeitungsbeschränkungen hinweist 
und alle vertretbaren Vorkehrungen trifft, 
um sicherzustellen, dass diese 
Beschränkungen eingehalten werden.

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass der für 
die Verarbeitung Verantwortliche den 
Empfänger personenbezogener Daten auf 
Verarbeitungsbeschränkungen hinweist 
und alle vertretbaren Vorkehrungen trifft, 
um sicherzustellen, dass diese 
Beschränkungen eingehalten werden. Des 
Weiteren muss der für die Verarbeitung 
Verantwortliche den Empfänger der 
personenbezogenen Daten über alle 
vorgenommenen Aktualisierungen, 
Berichtigungen und Löschungen der 
Daten in Kenntnis setzen. Der Empfänger 
muss im Fall nachfolgender 
Übermittlungen ebenso vorgehen.

Or. pt

Änderungsantrag 627
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 38 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Zu den in Absatz 1 genannten Zwecken 
ergreift die Kommission geeignete 
Maßnahmen zur Förderung der 

2. Zu den in Absatz 1 genannten Zwecken 
ergreift die Kommission innerhalb des 
Anwendungsbereichs dieser Richtlinie 
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Beziehungen zu Drittländern und 
internationalen Organisationen und 
insbesondere zu deren Aufsichtsbehörden, 
wenn sie gemäß Artikel 34 Absatz 3 durch 
Beschluss festgestellt hat, dass sie einen 
angemessenen Schutz bieten.

geeignete Maßnahmen zur Förderung der 
Beziehungen zu Drittländern und 
internationalen Organisationen und 
insbesondere zu deren Aufsichtsbehörden, 
wenn sie gemäß Artikel 34 Absatz 3 durch 
Beschluss festgestellt hat, dass sie einen 
angemessenen Schutz bieten. Dabei achtet 
und wahrt die Kommission die 
Kompetenzen der Mitgliedstaaten und die 
in Ausübung dieser Kompetenzen 
ergriffenen, rechtlichen oder 
tatsächlichen Maßnahmen.

Or. de

Änderungsantrag 628
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 38 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kapitel Va
Artikel 38a

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
der für die Verarbeitung Verantwortliche 
keine personenbezogenen Daten an eine 
natürliche oder juristische Person 
übermittelt, die nicht den nach Maßgabe 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften 
unterliegt, es sei denn
a) die Übermittlung ist vereinbar mit 
Unionsrecht oder nationalem Recht, und
b) der Empfänger befindet sich in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
und
c) überwiegende schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Person stehen der 
Übermittlung nicht entgegen, und
d) die Übermittlung ist in einem 
konkreten Fall aus Sicht des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen 
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erforderlich
i) für die Erfüllung einer ihr rechtmäßig 
zugewiesenen Aufgabe, oder
ii) zur Abwehr einer unmittelbaren und 
ernsthaften Gefahr für die öffentlichen 
Sicherheit, oder
iii) zur Abwehr einer schwerwiegenden 
Beeinträchtigung der Rechte Einzelner.
2. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt den Empfänger 
über den Zweck, zu dem die 
personenbezogenen Daten ausschließlich 
verarbeitet werden können, in Kenntnis.
3. Der für die Verarbeitung 
Verantwortliche setzt den Empfänger von 
Beschränkungen der Verarbeitung in 
Kenntnis und stellt sicher, dass diese 
Beschränkungen eingehalten werden.

Or. en

Änderungsantrag 629
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 40 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

7. Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass die 
Aufsichtsbehörde einer Finanzkontrolle 
unterliegt, die ihre Unabhängigkeit nicht 
beeinträchtigt. Jeder Mitgliedstaat stellt 
sicher, dass die Aufsichtsbehörde über 
einen eigenen jährlichen Haushalt verfügt. 
Die Haushaltspläne werden veröffentlicht.

7. Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass die 
Aufsichtsbehörde einer Finanzkontrolle 
unterliegt, die ihre Unabhängigkeit nicht 
beeinträchtigt. Jeder Mitgliedstaat stellt 
sicher, dass die Aufsichtsbehörde über 
einen eigenen jährlichen Haushalt verfügt. 
Die Aufsichtsbehörde verwaltet ihre 
Haushalte vollständig unabhängig. Die 
Haushaltspläne werden veröffentlicht.

Or. pt
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Änderungsantrag 630
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 41 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass die Mitglieder der Aufsichtsbehörde 
entweder vom Parlament oder von der 
Regierung des betreffenden Mitgliedstaats 
ernannt werden.

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass die Mitglieder der Aufsichtsbehörde 
vom Parlament des betreffenden 
Mitgliedstaats ernannt werden.

Or. en

Änderungsantrag 631
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 41 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass die Mitglieder der Aufsichtsbehörde 
entweder vom Parlament oder von der 
Regierung des betreffenden Mitgliedstaats 
ernannt werden.

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass die Mitglieder der Aufsichtsbehörde 
entweder vom Parlament oder in 
Zusammenarbeit mit der der Regierung 
des betreffenden Mitgliedstaats ernannt 
werden.

Or. pt

Änderungsantrag 632
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 41 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Endet die Amtszeit des Mitglieds oder 
tritt es zurück, übt es sein Amt so lange 

5. Endet die Amtszeit des Mitglieds oder 
tritt es zurück, übt es auf Ersuchen sein 
Amt so lange aus, bis ein neues Mitglied 
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aus, bis ein neues Mitglied ernannt ist. ernannt ist.

Or. de

Begründung

Gerade im Fall einer Entlassung aufgrund schwerer Verfehlung kann eine bedingungslose 
Fortsetzung der Tätigkeit bis zur Ernennung eines Nachfolgers untragbar sein. Eine 
Fortsetzung der Tätigkeit sollte daher nur „auf Ersuchen“ erfolgen können.

Änderungsantrag 633
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 44 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde in ihrem Hoheitsgebiet 
die ihr nach Maßgabe dieser Richtlinie 
übertragenen Befugnisse ausübt.

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde in ihrem Hoheitsgebiet 
zumindest die ihr nach Maßgabe dieser 
Richtlinie übertragenen Befugnisse ausübt.

Or. de

Änderungsantrag 634
Monika Hohlmeier

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 44 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die 
Aufsichtsbehörde nicht für die 
Überwachung der von Gerichten im 
Rahmen ihrer gerichtlichen Tätigkeit 
vorgenommenen Verarbeitungen 
zuständig ist.

2. Die Aufsichtsbehörde ist nicht 
zuständig für die Überwachung der 
Tätigkeiten, die Gerichten zur 
unabhängigen Erledigung zugewiesen 
sind. Das gleiche gilt, soweit 
Verarbeitungen in richterlicher 
Unabhängigkeit angeordnet, genehmigt 
oder für zulässig erklärt wurden.

Or. de
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Änderungsantrag 635
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 45 – Absatz 1 – point a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) die nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften sowie deren 
Durchführungsvorschriften überwacht und 
deren Anwendung sicherstellt;

(a) zumindest die nach Maßgabe dieser 
Richtlinie erlassenen Vorschriften sowie 
deren Durchführungsvorschriften 
überwacht und deren Anwendung 
sicherstellt;

Or. de

Änderungsantrag 636
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 45 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) sich der Beschwerden von betroffenen 
Personen oder von Verbänden annimmt, 
die diese Personen gemäß Artikel 50 
vertreten und von diesen hierzu 
ordnungsgemäß bevollmächtigt wurden, 
die Angelegenheit in angemessenem 
Umfang untersucht und die betroffenen 
Personen oder Verbände über den Stand 
und das Ergebnis der Beschwerde 
innerhalb einer angemessenen Frist, vor 
allem, wenn eine weitere Untersuchung 
oder Koordinierung mit einer anderen 
Aufsichtsbehörde notwendig ist, 
unterrichtet;

(b) sich der Beschwerden von betroffenen 
Personen annimmt, die Angelegenheit in 
angemessenem Umfang untersucht und die 
betroffenen Personen oder Verbände über 
den Stand und das Ergebnis der 
Beschwerde innerhalb einer angemessenen 
Frist, vor allem, wenn eine weitere 
Untersuchung oder Koordinierung mit 
einer anderen Aufsichtsbehörde notwendig 
ist, unterrichtet;

Or. de
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Begründung

Folgeänderung zur Streichung des Verbandsklagerechts in Artikel 50.

Änderungsantrag 637
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 45 – Absatz 1 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(e) Untersuchungen auf eigene Initiative, 
aufgrund einer Beschwerde oder auf 
Ersuchen einer anderen Aufsichtsbehörde 
durchführt und die betroffene Person, falls 
sie Beschwerde erhoben hat, innerhalb 
einer angemessenen Frist über das 
Ergebnis der Untersuchungen unterrichtet;

(e) Untersuchungen aufgrund einer 
Beschwerde oder auf Ersuchen einer 
anderen Aufsichtsbehörde durchführt und 
die betroffene Person, falls sie Beschwerde 
erhoben hat, innerhalb einer angemessenen 
Frist über das Ergebnis der 
Untersuchungen unterrichtet; die 
Aufsichtsbehörden kann solche 
Untersuchungen innerhalb der Grenzen 
des innerstaatlichen Rechts auch auf 
eigene Initiative durchführen;

Or. de

Änderungsantrag 638
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 45 – Absatz 1 – Buchstabe g

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(g) von den Organen und Einrichtungen 
der Mitgliedstaaten zu Rechts- und 
Verwaltungsmaßnahmen konsultiert wird, 
die den Schutz der Rechte und Freiheiten 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten zum Gegenstand 
haben;

(g) von den Organen und Einrichtungen 
der Mitgliedstaaten zu Rechts- und 
Verwaltungsmaßnahmen konsultiert 
werden kann, die den Schutz der Rechte 
und Freiheiten natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
zum Gegenstand haben;

Or. de
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Änderungsantrag 639
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 45 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Jede Aufsichtsbehörde fördert die 
Information der Öffentlichkeit über 
Risiken, Vorschriften, Garantien und 
Rechte im Zusammenhang mit der 
Verarbeitung personenbezogener Daten. 
Besondere Beachtung finden dabei 
spezifische Maßnahmen für Kinder.

2. Jede Aufsichtsbehörde fördert innerhalb 
der ihr übertragenen Aufgaben und 
Befugnisse sowie innerhalb der Grenzen 
des innerstaatlichen Rechts die 
Information der Öffentlichkeit über 
Risiken, Vorschriften, Garantien und 
Rechte im Zusammenhang mit der 
Verarbeitung personenbezogener Daten. 
Besondere Beachtung finden dabei 
spezifische Maßnahmen für Kinder.

Or. de

Änderungsantrag 640
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 45 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Bei missbräuchlichen Anträgen, 
insbesondere bei wiederholt gestellten 
Anträgen, kann die Aufsichtsbehörde eine 
Gebühr verlangen oder davon absehen, 
die von der betroffenen Person beantragte 
Maßnahme zu treffen. In diesem Fall trägt 
die Aufsichtsbehörde die Beweislast für 
den missbräuchlichen Charakter des 
Antrags.

6. Die Aufsichtsbehörde darf nur dann 
davon absehen, die von der betroffenen 
Person beantragte Maßnahme zu treffen, 
wenn der Antrag grob missbräuchlich ist. 
In diesem Fall trägt die Aufsichtsbehörde 
die Beweislast für den offensichtlich 
missbräuchlichen Charakter des Antrags.

Or. en
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Änderungsantrag 641
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 45 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Bei missbräuchlichen Anträgen, 
insbesondere bei wiederholt gestellten 
Anträgen, kann die Aufsichtsbehörde eine 
Gebühr verlangen oder davon absehen, die 
von der betroffenen Person beantragte 
Maßnahme zu treffen. In diesem Fall trägt 
die Aufsichtsbehörde die Beweislast für 
den missbräuchlichen Charakter des 
Antrags.

6. Bei ausgesprochen missbräuchlichen 
Anträgen, insbesondere bei wiederholt 
gestellten Anträgen, kann die 
Aufsichtsbehörde eine Gebühr verlangen 
oder davon absehen, die von der 
betroffenen Person beantragte Maßnahme 
zu treffen. In diesem Fall trägt die 
Aufsichtsbehörde die Beweislast für den 
ausgesprochen missbräuchlichen 
Charakter des Antrags.

Or. en

Änderungsantrag 642
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 45 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Bei missbräuchlichen Anträgen, 
insbesondere bei wiederholt gestellten 
Anträgen, kann die Aufsichtsbehörde eine 
Gebühr verlangen oder davon absehen, die 
von der betroffenen Person beantragte 
Maßnahme zu treffen. In diesem Fall trägt 
die Aufsichtsbehörde die Beweislast für 
den missbräuchlichen Charakter des 
Antrags.

6. Bei missbräuchlichen Anträgen, 
insbesondere bei wiederholt gestellten 
Anträgen, kann die Aufsichtsbehörde eine 
angemessene Gebühr verlangen. In diesem 
Fall trägt die Aufsichtsbehörde die 
Beweislast für den missbräuchlichen 
Charakter des Antrags.

Or. en

Änderungsantrag 643
Jan Philipp Albrecht
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 45 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Bei missbräuchlichen Anträgen, 
insbesondere bei wiederholt gestellten 
Anträgen, kann die Aufsichtsbehörde eine 
Gebühr verlangen oder davon absehen, die 
von der betroffenen Person beantragte 
Maßnahme zu treffen. In diesem Fall trägt 
die Aufsichtsbehörde die Beweislast für 
den missbräuchlichen Charakter des 
Antrags.

6. Bei offensichtlich unverhältnismäßigen 
Anträgen, insbesondere bei wiederholt 
gestellten Anträgen, kann die 
Aufsichtsbehörde eine angemessene 
Gebühr verlangen. In diesem Fall trägt die 
Aufsichtsbehörde die Beweislast für den 
unverhältnismäßigen Charakter des 
Antrags.

Or. en

Begründung

Änderung erforderlich zur Gewährleistung der Kohärenz mit der Datenschutzverordnung.

Änderungsantrag 644
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 46 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass jede Aufsichtsbehörde insbesondere 
verfügt über:

entfällt

a) Untersuchungsbefugnisse, wie das 
Recht auf Zugang zu Daten, die 
Gegenstand von Verarbeitungen sind, und 
das Recht auf Einholung aller für die 
Erfüllung ihrer Aufsichtspflichten 
erforderlichen Informationen;
b) wirksame Einwirkungsbefugnisse, wie 
beispielsweise die Möglichkeit, vor der 
Durchführung der Verarbeitung 
Stellungnahmen abzugeben und für eine 
geeignete Veröffentlichung der 
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Stellungnahmen zu sorgen, oder die 
Befugnis, die Beschränkung, Löschung 
oder Vernichtung von Daten oder das 
vorläufige oder endgültige Verbot einer 
Verarbeitung anzuordnen, oder die 
Befugnis, eine Verwarnung oder eine 
Ermahnung an den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen zu richten oder die 
nationalen Parlamente oder andere 
politische Institutionen zu befassen;
c) das Klagerecht oder eine 
Anzeigebefugnis bei Verstößen gegen die 
nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften.

Or. en

Änderungsantrag 645
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 46 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass jede Aufsichtsbehörde über folgende 
Befugnisse verfügt:
a) den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder den 
Auftragsverarbeiter auf einen 
behaupteten Verstoß gegen die 
Vorschriften zum Schutz 
personenbezogener Daten hinzuweisen 
und ihn gegebenenfalls anzuweisen, 
diesem Verstoß in einer bestimmten Weise 
abzuhelfen, um den Schutz der 
betroffenen Person zu verbessern;
b) den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen anzuweisen, dem 
Ersuchen einer betroffenen Person auf 
Ausübung ihrer im Rahmen dieser 
Richtlinie geltenden Rechte, 
einschließlich der Rechte gemäß 
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Artikel 12 bis 17, wenn ein solches 
Ersuchen unter Verletzung der 
Bestimmungen dieser Verordnung 
abgelehnt wurde, nachzukommen;
c) den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder den 
Auftragsverarbeiter anzuweisen, 
Informationen gemäß Artikel 10 Absatz 1 
und 2 sowie den Artikeln 11, 28 und 29 
zur Verfügung zu stellen;
d) die Befolgung von Stellungnahmen zur 
vorherigen Zurateziehung im Sinne von 
Artikel 26 sicherzustellen;
e) den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder den 
Auftragsverarbeiter zu ermahnen oder zu 
verwarnen;
f) die Berichtigung, Löschung oder 
Vernichtung aller Daten, die unter 
Verletzung der nach Maßgabe dieser 
Richtlinie festgelegten Bestimmungen 
verarbeitet wurden, anzuordnen, und 
solche Maßnahmen Dritten, an die diese 
Daten weitergegeben wurden, mitzuteilen;
g) die Verarbeitung vorübergehend oder 
endgültig zu verbieten;
h) die Übermittlung von Daten an einen 
Empfänger in einem Drittland oder an 
eine internationale Organisation zu 
unterbinden;
i) die nationalen Parlamente, die 
Regierung oder andere öffentliche 
Institutionen sowie die Öffentlichkeit über 
die Sache zu informieren.
2. Jede Aufsichtsbehörde kann kraft ihrer 
Untersuchungsbefugnis vom für die 
Verarbeitung Verantwortlichen oder vom 
Auftragsverarbeiter Folgendes verlangen:
a) Zugriff auf alle personenbezogenen 
Daten, alle Dokumente und 
Informationen, die zur Erfüllung ihrer 
Aufsichtspflicht notwendig sind;
b) Zugang zu allen Räumlichkeiten, 
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einschließlich aller Anlagen und Mittel 
zur Datenverarbeitung, gemäß 
nationalem Recht, wenn es berechtigte 
Gründe für die Annahme gibt, dass dort 
Tätigkeiten durchgeführt werden, die die 
nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften verletzen, 
unbeschadet einer richterlichen 
Ermächtigung, soweit dies nach 
nationalem Recht vorgesehen ist.
3. Unbeschadet von Artikel 43 tragen die 
Mitgliedstaaten Sorge, dass keine 
zusätzlichen 
Geheimhaltungsanforderungen auf 
Antrag von Aufsichtsbehörden erlassen 
werden.
4. Die Mitgliedstaaten können zusätzliche 
Sicherheitsüberprüfungen nach 
nationalem Recht für den Zugang zu 
Verschlusssachen der 
Geheimhaltungsstufe EU 
CONFIDENTIAL oder höher vorsehen. 
Ist gemäß der Gesetzgebung im 
Mitgliedstaat der Aufsichtsbehörde keine 
zusätzliche Sicherheitsüberprüfung 
gefordert, ist dies von allen anderen 
Mitgliedstaaten anzuerkennen.
5. Jede Aufsichtsbehörde verfügt über 
eine Anzeigebefugnis bei Verstößen gegen 
die nach Maßgabe dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften und hat das 
Recht, gemäß Artikel 53 Absatz 2 vor dem 
zuständigen Gericht Klage zu erheben.
6. Jede Aufsichtsbehörde hat die 
Befugnis, bei Ordnungswidrigkeiten 
Sanktionen zu verhängen.

Or. en

Änderungsantrag 646
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 46 – Absatz 1 – Buchstabe a
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Untersuchungsbefugnisse, wie das Recht 
auf Zugang zu Daten, die Gegenstand von 
Verarbeitungen sind, und das Recht auf 
Einholung aller für die Erfüllung ihres 
Kontrollauftrags erforderlichen 
Informationen;

a) Untersuchungsbefugnisse, wie das Recht 
auf Zugang zu sämtlichen 
personenbezogenen Daten und allen für 
die Erfüllung ihres Kontrollauftrags 
erforderlichen Informationen und Zugang 
zu allen Räumlichkeiten des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen, 
einschließlich aller Anlagen und Mittel 
zur Datenverarbeitung.

Or. en

Änderungsantrag 647
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 46 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) das Klagerecht oder eine 
Anzeigebefugnis bei Verstößen gegen die 
nach Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften.

(c) das Klagerecht oder eine 
Anzeigebefugnis bei Verstößen gegen die 
nach Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften. Gegen beschwerende 
Entscheidungen der Aufsichtsbehörde 
steht der Rechtsweg offen.

Or. de

Begründung

Die eingefügte Rechtsweggarantie ist eine Selbstverständlichkeit, die Formulierung wörtlich 
Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe c Rahmenbeschluss 2008/977/JI entnommen.

Änderungsantrag 648
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 46 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 46a
Informanten

Die Kommission muss innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten der 
vorliegenden Richtlinie einen 
Legislativvorschlag zum Zweck der 
Festlegung der Bedingungen und 
Kriterien zur Gewährleistung des 
rechtlichen Schutzes von Informanten, 
die auf die Nichteinhaltung von 
Bestimmungen der vorliegenden 
Richtlinie seitens eines für die 
Vearbeitung Verantwortlichen oder eines 
Auftragsverarbeiters aufmerksam 
machen, vorlegen.

Or. en

Änderungsantrag 649
Dimitrios Droutsas

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 46 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 46a
1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
jede Aufsichtsbehörde über ausreichende 
Untersuchungsbefugnisse verfügt, um 
von dem für die Verarbeitung 
Verantwortlichen oder vom 
Auftragsverarbeiter Zugang zu allen 
Räumlichkeiten, einschließlich aller 
Anlagen und Mittel zur 
Datenverarbeitung, zu erhalten.
2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
jede Aufsichtsbehörde alle Informationen 
und Dokumente erhält, die zur Ausübung 
ihrer Untersuchungsbefugnisse 
erforderlich sind. Einer Aufforderung der 
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Aufsichtsbehörden dürfen keine 
Geheimhaltungsanforderungen 
entgegenstehen, ausgenommen 
Geheimhaltungspflichten gemäß Artikel 
43.
3. Die Mitgliedstaaten können zusätzliche 
Sicherheitsüberprüfungen nach 
nationalem Recht für den Zugang zu 
Verschlusssachen der 
Geheimhaltungsstufe EU 
CONFIDENTIAL oder höher vorsehen. 
Ist gemäß der Gesetzgebung im 
Mitgliedstaat der Aufsichtsbehörde keine 
zusätzliche Sicherheitsüberprüfung 
gefordert, ist dies von allen anderen 
Mitgliedstaaten anzuerkennen.

Or. en

Änderungsantrag 650
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 47 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde einen Jahresbericht 
über ihre Tätigkeit erstellt. Der Bericht 
wird der Kommission und dem 
Europäischen Datenschutzbeauftragten 
zugänglich gemacht.

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde in regelmäßigen 
Abständen von nicht mehr als drei Jahren 
einen Bericht über ihre Tätigkeit erstellt.

Or. de

Änderungsantrag 651
Sophia in 't Veld

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 47 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde einen Jahresbericht über 
ihre Tätigkeit erstellt. Der Bericht wird der 
Kommission und dem Europäischen 
Datenschutzausschuss zugänglich gemacht.

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde einen Jahresbericht über 
ihre Tätigkeit erstellt. Der Bericht wird der 
Öffentlichkeit, dem nationalen Parlament, 
der Kommission und dem Europäischen 
Datenschutzausschuss zugänglich gemacht.

Or. en

Änderungsantrag 652
Jan Mulder

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 47 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde einen Jahresbericht über 
ihre Tätigkeit erstellt. Der Bericht wird der 
Kommission und dem Europäischen 
Datenschutzausschuss zugänglich gemacht.

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde einen Jahresbericht über 
ihre Tätigkeit erstellt. Der Bericht wird der 
Öffentlichkeit, der Kommission und dem 
Europäischen Datenschutzausschuss 
zugänglich gemacht.

Or. en

Änderungsantrag 653
Jan Philipp Albrecht

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 47 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde einen Jahresbericht über 
ihre Tätigkeit erstellt. Der Bericht wird der 
Kommission und dem Europäischen 
Datenschutzausschuss zugänglich gemacht.

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jede 
Aufsichtsbehörde mindestens alle zwei 
Jahre einen Bericht über ihre Tätigkeit 
erstellt. Der Bericht wird dem nationalen 
Parlament vorgelegt sowie der 
Kommission, dem Europäischen 
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Datenschutzausschuss und der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Er 
enthält Informationen darüber, inwieweit 
zuständige Behörden in ihrem 
Territorium für die Ermittlung und 
Verfolgung von Straftaten Daten 
abgerufen haben, die von nicht-
öffentlichen Stellen verwaltet werden.

Or. en

Änderungsantrag 654
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 50 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
Einrichtungen, Organisationen oder 
Verbände, die sich den Schutz der Rechte 
und Interessen der betroffenen Personen 
in Bezug auf ihre personenbezogene 
Daten zum Ziel gesetzt haben und die 
nach dem Recht eines Mitgliedstaats 
gegründet sind, das Recht haben, im 
Namen einer oder mehrerer betroffenen 
Personen Beschwerde bei einer 
mitgliedstaatlichen Aufsichtsbehörde zu 
erheben, wenn sie der Ansicht sind, dass 
die einer betroffenen Person aufgrund 
dieser Richtlinie zustehenden Rechte 
infolge der Verarbeitung 
personenbezogener Daten verletzt 
wurden. Die Einrichtungen, 
Organisationen oder Verbände bedürfen 
hierzu einer Vollmacht der betroffenen 
Person(en).

entfällt

Or. de

Begründung

Die in diesem Artikel vorgenommene Überarbeitung sieht eine ersatzlose Streichung des 
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Verbandsklagerechts vor, da es hierfür kein nachvollziehbares datenschutzrechtliches 
Erfordernis gibt. Bei polizeilichen Maßnahmen kommt es stets auf die individuelle 
Betroffenheit an.

Änderungsantrag 655
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 50 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
Einrichtungen, Organisationen oder 
Verbände, die sich den Schutz der Rechte 
und Interessen der betroffenen Personen in 
Bezug auf ihre personenbezogene Daten 
zum Ziel gesetzt haben und die nach dem 
Recht eines Mitgliedstaats gegründet sind, 
das Recht haben, im Namen einer oder 
mehrerer betroffenen Personen 
Beschwerde bei einer mitgliedstaatlichen 
Aufsichtsbehörde zu erheben, wenn sie der 
Ansicht sind, dass die einer betroffenen 
Person aufgrund dieser Richtlinie 
zustehenden Rechte infolge der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
verletzt wurden. Die Einrichtungen, 
Organisationen oder Verbände bedürfen 
hierzu einer Vollmacht der betroffenen 
Person(en).

2. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
Einrichtungen, Organisationen oder 
Verbände, die sich den Schutz der Rechte 
und Interessen der Personen zum Ziel 
gesetzt haben und die nach dem Recht 
eines Mitgliedstaats gegründet sind, das 
Recht haben, im Namen einer oder 
mehrerer betroffenen Personen 
Beschwerde bei einer mitgliedstaatlichen 
Aufsichtsbehörde zu erheben, wenn sie der 
Ansicht sind, dass die einer betroffenen 
Person aufgrund dieser Richtlinie 
zustehenden Rechte infolge der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
verletzt wurden.

Or. en

Änderungsantrag 656
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 50 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
Einrichtungen, Organisationen oder 

entfällt
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Verbände im Sinne des Absatzes 2 
unabhängig von der Beschwerde einer 
betroffenen Person das Recht auf 
Beschwerde bei einer mitgliedstaatlichen 
Aufsichtsbehörde haben, wenn sie der 
Ansicht sind, dass der Schutz 
personenbezogener Daten verletzt wurde.

Or. de

Änderungsantrag 657
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 52 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jede natürliche Person hat unbeschadet 
eines verfügbaren administrativen 
Rechtsbehelfs einschließlich des Rechts 
auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 
das Recht auf einen gerichtlichen 
Rechtsbehelf, wenn sie der Ansicht ist, 
dass die Rechte, die ihr aufgrund von nach 
Maßgabe dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften zustehen, infolge einer 
Verarbeitung ihrer personenbezogenen 
Daten verletzt wurden, die nicht mit diesen 
Vorschriften vereinbar ist.

Jede natürliche Person hat unbeschadet 
eines verfügbaren administrativen 
Rechtsbehelfs einschließlich des Rechts 
auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 
das Recht auf einen gerichtlichen 
Rechtsbehelf, wenn die Rechte, die ihr 
aufgrund von nach Maßgabe dieser 
Richtlinie erlassenen Vorschriften 
zustehen, infolge einer Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten verletzt wurden, 
die nicht mit diesen Vorschriften vereinbar 
ist.

Or. de

Änderungsantrag 658
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 53 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
Einrichtungen, Organisationen oder 
Verbände im Sinne des Artikels 50 Absatz 

entfällt
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2 das Recht haben, die in Artikel 51 und 
52 genannten Rechte im Namen einer 
oder mehrerer betroffenen Personen 
wahrzunehmen.

Or. de

Begründung

Folgeänderung zur Streichung des Verbandsklagerechts in Artikel 50.

Änderungsantrag 659
Cornelia Ernst

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 53 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
Einrichtungen, Organisationen oder 
Verbände im Sinne des Artikels 50 
Absatz 2 das Recht haben, die in Artikel 51 
und 52 genannten Rechte im Namen einer 
oder mehrerer betroffenen Personen 
wahrzunehmen.

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass 
Einrichtungen, Organisationen oder 
Verbände im Sinne des Artikels 50 
Absatz 2 das Recht haben, die in 
Artikel 51, 52 und 54 genannten Rechte im 
Namen einer oder mehrerer betroffenen 
Personen wahrzunehmen.

Or. en

Änderungsantrag 660
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 53 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Jede Aufsichtsbehörde hat das Recht, 
Klage zu erheben, um die nach Maßgabe 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften 
durchzusetzen oder um einen 
einheitlichen Schutz der 
personenbezogenen Daten innerhalb der 
Union sicherzustellen.

entfällt
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Or. de

Begründung

Die Klage sollte stets vom Einzelfall abhängen.

Änderungsantrag 661
Nathalie Griesbeck

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 53 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3.a. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, 
dass Kindern die unter Artikel 50 bis 52 
vorgesehenen Rechte gewährt werden. 
Falls Kinder an den unter Artikel 50 bis 
52 vorgesehenen Verfahren beteiligt sind, 
sehen die Mitgliedstaaten spezifische 
Garantien vor, insbesondere hinsichtlich 
eines rechtlichen Beistands.

Or. fr

Begründung

Eine angemessene Berücksichtigung der besonderen Situation von Kindern setzt eine 
angepasste Anwendung ihrer Rechte voraus, und zwar auch bei der Einlegung von 
Rechtsmitteln und der Geltendmachung von Ansprüchen.

Änderungsantrag 662
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 54 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Hat eine zuständige Behörde eines 
Mitgliedstaats personenbezogene Daten 
übermittelt, kann der Empfänger sich im 
Rahmen seiner Haftung nach Maßgabe 
des innerstaatlichen Rechts gegenüber 
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dem Geschädigten zu seiner Entlastung 
nicht darauf berufen, dass die 
übermittelten Daten unrichtig gewesen 
sind. Leistet der Empfänger 
Schadensersatz wegen eines Schadens, 
der durch die Verwendung von unrichtig 
übermittelten Daten verursacht wurde, so 
erstattet die übermittelnde zuständige 
Behörde dem Empfänger den Betrag des 
geleisteten Schadensersatzes, wobei ein 
etwaiges Verschulden des Empfängers zu 
berücksichtigen ist

Or. de

Begründung

Vergleiche Artikel 19 Absätze 1 und 2 aus Rahmenbeschluss 2008/977/JI

Änderungsantrag 663
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 55 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten legen fest, welche 
Sanktionen bei einem Verstoß gegen die 
Vorschriften zur Umsetzung dieser 
Richtlinie zu verhängen sind, und treffen 
die zu deren Anwendung erforderlichen 
Maßnahmen. Die Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein.

Die Mitgliedstaaten legen fest, welche 
Sanktionen bei einem Verstoß gegen die 
Vorschriften zur Umsetzung dieser 
Richtlinie zu verhängen sind, und treffen 
die zu deren Anwendung erforderlichen 
Maßnahmen. Die Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein.

Or. de

Begründung

Vergleiche Artikel 24 Rahmenbeschluss 2008/977/JI.
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Änderungsantrag 664
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 56 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Befugnis gemäß Artikel 28 Absatz 5 
wird der Kommission auf unbestimmte 
Zeit ab Inkrafttreten dieser Richtlinie 
übertragen.

2. Die Befugnis gemäß Artikel 34 Absatz 3 
wird der Kommission auf unbestimmte 
Zeit ab Inkrafttreten dieser Richtlinie 
übertragen.

Or. de

Änderungsantrag 665
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 56 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 
28 Absatz 5 kann vom Europäischen 
Parlament oder vom Rat jederzeit 
widerrufen werden. Der Beschluss über 
den Widerruf beendet die Übertragung der 
in diesem Beschluss angegebenen 
Befugnis. Der Beschluss wird am Tag nach 
seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union oder zu einem darin 
angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 
Er berührt nicht die Gültigkeit von bereits 
in Kraft getretenen delegierten 
Rechtsakten.

3. Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 
34 Absatz 3 kann vom Europäischen 
Parlament oder vom Rat jederzeit 
widerrufen werden. Der Beschluss über 
den Widerruf beendet die Übertragung der 
in diesem Beschluss angegebenen 
Befugnis. Der Beschluss wird am Tag nach 
seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union oder zu einem darin 
angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 
Er berührt nicht die Gültigkeit von bereits 
in Kraft getretenen delegierten 
Rechtsakten.

Or. de

Begründung

Diese Änderung ist Folge der Streichung der Übertragung in Artikel 28 Absatz 5 und der 
Änderung von Durchführungsrechtsakten zu delegierten Rechtsakten in Artikel 34 Absatz 3.
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Änderungsantrag 666
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 56 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 
Artikel 28 Absatz 5 erlassen worden ist, 
tritt nur in Kraft, wenn weder das 
Europäische Parlament noch der Rat 
innerhalb von zwei Monaten nach 
Übermittlung des Rechtsakts Einwände 
erhoben haben oder wenn vor Ablauf 
dieser Frist sowohl das Europäische 
Parlament als auch der Rat der 
Kommission mitgeteilt haben, dass sie 
keine Einwände erheben werden. Auf 
Veranlassung des Europäischen Parlaments 
oder des Rates wird diese Frist um zwei 
Monate verlängert.

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 
Artikel 28 Absatz 5 erlassen worden ist, 
tritt nur in Kraft, wenn weder das 
Europäische Parlament noch der Rat 
innerhalb von zwei Monaten nach 
Übermittlung des Rechtsakts Einwände 
erhoben haben oder wenn vor Ablauf 
dieser Frist sowohl das Europäische 
Parlament als auch der Rat der 
Kommission mitgeteilt haben, dass sie 
keine Einwände erheben werden. Auf 
Veranlassung des Europäischen Parlaments 
oder des Rates wird diese Frist um zwei 
Monate verlängert.

Or. de

Begründung

Diese Änderung ist Folge der Streichung der Übertragung in Artikel 28 Absatz 5 und der 
Änderung von Durchführungsrechtsakten zu delegierten Rechtsakten in Artikel 34 Absatz 3.

Änderungsantrag 667
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 57 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

entfällt

Or. de
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Begründung

Folgt aus der Änderung des Artikels 34 Absatz 5.

Änderungsantrag 668
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 60

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die von den Mitgliedstaaten vor 
Inkrafttreten dieser Richtlinie 
geschlossenen internationalen 
Übereinkünfte werden erforderlichenfalls 
innerhalb von fünf Jahren nach 
Inkrafttreten dieser Richtlinie geändert.

1. Die von den Mitgliedstaaten vor 
Inkrafttreten dieser Richtlinie 
geschlossenen internationalen 
Übereinkünfte werden, sofern sie ohnehin 
innerhalb von zehn Jahren nach 
Inkrafttreten dieser Richtlinie gesonderter 
Kontrolle unterliegen, dieser Richtlinie 
angepasst.
2. Ungeachtet Absatz 1 finden die 
Regelungen des Artikels 36a im Falle 
einer negativen 
Angemessenheitsentscheidung analoge 
Anwendung auf die vor Inkrafttreten 
dieser Richtlinie geschlossenen 
internationalen Übereinkünfte.

Or. de

Begründung

Eine Anpassungsfrist von fünf Jahren aufgrund der Vielzahl und der Komplexität der 
bestehenden internationalen Abkommen ist unangemessen kurz und sollte sich auch nur auf 
die Übereinkommen beschränken, die ohnehin einer Kontrolle Unterworfen sind.  Der 
Regelungsgehalt von Artikel 36a kann nicht nur zwischen den Mitgliedstaaten gelten, sondern 
muss analog auch Anwendung auf bestehende internationale Abkommen finden.

Änderungsantrag 669
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 61 – Überschrift
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bewertung Bewertung und Überprüfung

Or. pt

Änderungsantrag 670
Carlos Coelho

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 61 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Kommission bewertet die 
Anwendung dieser Richtlinie.

1. Die Kommission bewertet die 
Anwendung dieser Richtlinie. Die 
Kommission und die Mitgliedstaaten 
führen regelmäßig objektive und neutrale 
Bewertungen durch, um zu überprüfen, 
ob diese Richtlinie ordnungsgemäß 
umgesetzt und angewendet wird. Die 
Kommission ist für die Koordinierung 
dieser Bewertungen in enger 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
zuständig und führt angekündigte und 
nicht angekündigte Besichtigungen 
durch. Das Europäische Parlament und 
der Rat werden über die gesamte Dauer 
dieses Verfahrens unterrichtet und haben 
Zugang zu den entsprechenden 
Dokumenten.

Or. pt

Änderungsantrag 671
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 61 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Kommission überprüft innerhalb 
von drei Jahren nach Inkrafttreten dieser 

entfällt
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Richtlinie andere Rechtsakte der 
Europäischen Union über die 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch eine zuständige Behörde zum 
Zwecke der Verhütung, Aufdeckung, 
Untersuchung oder Verfolgung von 
Straftaten oder der Strafvollstreckung, 
insbesondere die auf der Grundlage von 
Artikel 59 erlassenen Rechtsakte, um 
festzustellen, inwieweit eine Anpassung 
an diese Richtlinie erforderlich ist, und 
um gegebenenfalls eine Änderung dieser 
Rechtsakte vorzuschlagen, damit ein 
einheitliches Vorgehen beim Schutz 
personenbezogener Daten innerhalb des 
Anwendungsbereichs dieser Richtlinie 
gewährleistet ist.

Or. de

Änderungsantrag 672
Monika Hohlmeier

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 62 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Sie wenden diese Vorschriften ab 
xx.xx.201x [Datum/zwei Jahre nach 
Inkrafttreten] an.

Die Vorschriften, die sie zur Umsetzung 
der Artikel 23 und 24 erlassen, wenden sie 
spätestens am xx.xx.201x (4 Jahre nach 
Inkrafttreten) an.

Or. de

Änderungsantrag 673
Axel Voss

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang 1 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Anhang 1
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Liste von Drittländern, Gebieten oder 
Verarbeitungssektoren in Drittländern 
oder internationalen Organisationen, die 
ein angemessenes Schutzniveau im Sinne 
von Artikel 34 Absatz 2 bieten

Or. de

Begründung

Folgt aus der Änderung des Artikels 34.


